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Ny | o
Landeshauptstadt

Potsdam

27. offentliche Sitzung des Ausschusses fiir Ordnung und Sicherheit

Gremium: Ausschuss fiir Ordnung und Sicherheit
Sitzungstermin: Dienstag, 23.05.2023, 18:00 Uhr

Ort, Raum: Raum 3.025, Stadthaus, Friedrich-Ebert-StraRe 79/81
Tagesordnung:

Offentlicher Teil
1 Eroffnung der Sitzung

2 Feststellung der Anwesenheit sowie der
ordnungsgemafRen Ladung / Feststellung
der 6ffentlichen Tagesordnung/
Entscheidung uiber eventuelle
Einwendungen gegen die Niederschrift des
offentlichen Teils der Sitzung vom
25.04.2023

3 Uberweisungen aus der
Stadtverordnetenversammliung

3.1 Umsetzung Holzbau-Initiative Oberbiirgermeister, Biro des

23/SVV/0030 Oberbilrgermeisters
- Wiedervorlage -

3.2 Falschparken Thalia Fraktion Sozial.DIE
23/SVV/0300 LINKE.Potsdam

3.3 Kurzzeitparkplatze flir Gewerbetreibende in der Fraktion DIE LINKE
Potsdamer Innenstadt
23/SVV/0320

3.4 Parkregelung fir besondere Berufsgruppen im  Fraktion CDU
Innenstadtbereich verbessern
23/SVVI/0360

3.5 Sauberkeit in Potsdam Fraktion DIE LINKE
23/SVV/0383

3.6 Prifauftrag - Darstellung und Prifung der Fraktion SPD

voribergehenden Aussetzung der
Anbietervertrage von E-Scootern
23/SVVI/0387

3.7 Notfallbanke in Parks und Grinanlagen Fraktion CDU
23/SVV/0359



3.8

3.9

Entlastung Rettungsdienst und Notaufnahmen
23/SVV/0402

Sitzungskalender 2024 (Januar - Mai)
23/SVVI/0381

Mitteilungen der Verwaltung

Sonstiges

Fraktion Freie Demokraten

Stadtverordneter Heuer als
Vorsitzender der
Stadtverordnetenversammliung
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T’-(FF‘?I)—ANT Landeshauptstadt BeSChlussvorlage Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
(o
w Potsdam
Der Oberblrgermeister 23/SVV/0030
Betreff: offentlich
Umsetzung Holzbau-Initiative
Einreicher: Buro des Oberblrgermeisters Erstellungsdatum: 09.01.2023

Freigabedatum:

Beratungsfolge: Empfehlung |Entscheidung
Datum der Sitzung Gremium
25.01.2023 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam

Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung mége beschliel3en:

Die Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam unterstitzt das am 22. August 2022
im ,Holzbau-Labor" erarbeitete Memorandum fiir die Holzbau-Initiative Potsdam.

Der Oberbirgermeister wird aufgefordert, zur Umsetzung der Holzbau-Initiative eine:n
Holzbaukoordinator:in zu benennen sowie eine Task Force Holzbau in der Stadtverwaltung
einzusetzen und die Stadtverordnetenversammlung Uber die erfolgte Benennung beziehungsweise
Einsetzung zu unterrichten. Der Oberblrgermeister wird dariiber hinaus aufgefordert, der
Stadtverordnetenversammlung regelmaflig zur Arbeit des/der Holzbaukoordinator:iin und der Task
Force Holzbau zu berichten.

Weiterhin wird der Oberbirgermeister aufgefordert, die erste Sitzung eines Runden Tischs
,Nachhaltiges Bauen“ der Landeshauptstadt Potsdam fiir das Jahr 2023 vorzubereiten.

Uberweisung in den Ortsbeirat/die Ortsbeiréte: [] Nein
[] Ja, infolgende OBR:

[ ] Anhérung gemaR § 46 Abs. 1 BbgKVerf

[ ] zur Information
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Finanzielle Auswirkungen? [] Nein [] Ja

Das Formular ,Darstellung der finanziellen Auswirkungen® ist als Pflichtanlage beizufiigen

Fazit Finanzielle Auswirkungen:

Kostenart Betrag (p.a.) Anmerkung

Personalaufwand 104.000 € 2 Stellen fur Projektburo und
Koordinierungsstelle (im GB 5)

Personalaufwand 110.000 2 Stellen fur technische Sachbearbeitung
Sonderbauten (im GB 4)

Sach- und 100.000 € Gutachten, externe Moderation,

Dienstleistungen Veranstaltungen,
Kommunikationsmalnahmen

Oberbirgermeister Geschaftsbereich 1 Geschéftsbereich 2

Geschaftsbereich 3 Geschaftsbereich 4

Geschéftsbereich 5
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Berechnungstabelle Demografieprufung:

Bedarfsgerechtes und Selbstbe
Wirtschaftswachs- . . Gute Wohnbe- qualitativ .
. Ein Klima von . . . stimmtes
tum foérdern, dingungen flr hochwertiges .
. Toleranzund | . Wohnen und | Wirkungs- | Bewertung
Arbeitsplatzan- . junge Menschen Betreuungs- und . . .
Offenheit in der . . . Leben bis ins index Demografie-
gebot erhalten . und Familien Bildungsangebot flr "
Stadt férdern - . hohe Alter Demografie| relevanz
bzw. ausbauen . ermdglichen Kinder u. Jugend|. -
. ] Gewichtung: 10 . ] . ; .| ermdglichen
Gewichtung: 30 Gewichtung: 20 [anbieten Gewichtung: .
20 Gewichtung: 20
0 keine

Klimaauswirkungen
X  positiv [ ] negativ [] keine

Fazit Klimaauswirkungen:

Durch das Bauen mit Holz als Alternative zu anderen, CO2-intensiven Baustoffen kann eine erhebliche
Reduktion der durch Bautatigkeiten in der Landeshauptstadt verursachten CO2-Emissionen erreicht
werden.

Sollte es gelingen, mit den durch die Potsdamer Holzbau-Initiative gemachten Erfahrungen,
umgesetzten Bauprojekten und gesetzten Impulsen eine Uberregionale Wirkung zu entfalten, kénnen
die positiven Auswirkungen mit Blick auf die Reduktion der durch Bautatigkeiten verursachten CO2-
Emissionen auch deutlich Uber die Landeshauptstadt hinausreichen.

Begriindung:

Mit dem Potsdamer Holzbau-Labor ist es gelungen, durch Einbeziehung zahlreicher Expert:innen und
engagierter Akteure sowie unter Rulckgriff auf die in Potsdam bereits vielfach vorhandenen
Erfahrungen konkrete Vorschlage fiur acht Handlungsfelder der Potsdamer Holzbau-Initiative mit
entsprechenden MalRnahmen auszuarbeiten. Diese Vorschlage wurden in Form des vorliegenden
Memorandums zusammengefuhrt und eignen sich als Arbeitsprogramm fur die FortfUhrung der
Initiative.

Eine erste Voraussetzung fir die Umsetzung dieses ambitionierten Arbeitsprogramms ist die
Schaffung der fiir ein fokussiertes Handeln notwendigen Strukturen. Dies erfolgt entsprechend des im
Memorandum beschriebenen Handlungsfelds 1 — ,LOSLEGEN" — insbesondere durch die Benennung
einer Holzbaukoordinatorin / eines Holzbaukoordinators sowie die Einsetzung einer Task Force
Holzbau in der Stadtverwaltung. Diese werden die weitere Umsetzung des Memorandums
koordinieren und vorantreiben.

Mit der Vorbereitung der ersten Sitzung eines Runden Tischs ,Nachhaltiges Bauen® wird aul3erdem
bereits eine zentrale MalRnahme des im Memorandum beschriebenen Handlungsfelds 2 -
+VERNETZEN" — in den Blick genommen.

Das Bauen mit Holz ermdglicht eine massive Reduktion der durch die Errichtung neuer Gebaude
verursachten CO2-Emissionen und ist international als moderne Bauweise auf dem Vormarsch. Mit
der Holzbau-Initiative wird Potsdam die erheblichen Potentiale dieser Technik fur nachhaltiges, klima-
und burger:innenfreundliches Bauen noch starker nutzbar machen und in die weitere Gestaltung der
Stadt einbringen. Damit kann sich Potsdam auch Uberregional weiter zum Leuchtturm fiir nachhaltige
Bauformen entwickeln.

Entscheidende Voraussetzungen einer erfolgreichen Holzbau-Initiative sind die Blindelung des Know-
hows und der Wissenstransfer unter allen Beteiligten. Die in Potsdam verwurzelte Expertise in den
Bereichen Architektur und Bauingenieurswesen an den Hochschulen sowie zum Thema
Nachhaltigkeit an den hier ansassigen Institutionen wie dem Potsdam-Institut flir
Klimafolgenforschung (PIK), dem Institut fir transformative Nachhaltigkeitsforschung (IASS) und dem
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Deutschen GeoforschungsZentrum (GFZ) sowie dem ,Bauhaus der Erde“ werden dabei eine zentrale
Rolle spielen und weiterhin gezielt in die Initiative einbezogen.

Im Rahmen der Holzbau-Initiative gewonnene Erkenntnisse und Erfahrungen sollen auch bei der
Neugestaltung des Verwaltungscampus der Landeshauptstadt Potsdam besondere Beachtung
finden. Dadurch wird es moglich, im Bereich erforderlicher Neubebauungen Pilotprojekte mit
Vorbildcharakter zu errichten. Diese Aufgabenstellung ist in der Projektverfugung ,Schaffung eines
modernen Verwaltungscampus® verankert und schlagt sich dort in den Anforderungen an eine
umwelt-, klima- und baukulturgerechte Realisierung nieder. Fur die notwendigen Vorbereitungen, wie
z.B. die Durchfiihrung von stadtebaulichen und Realisierungs-Wettbewerben, und die Umsetzung der
baulichen MalRnahmen wird der Kommunale Immobilienservice (KIS) eine zentrale Rolle spielen.

Anlage:

- Memorandum: Holzbau-Initiative Potsdam



Darstellung der finanziellen Auswirkungen der Beschlussvorlage

Betreff: Umsetzung Holzbau-Initiative

TOP 3.1

1. Hat die Vorlage finanzielle Auswirkungen? [ ] Nein X Ja

2. Handelt es sich um eine Pflichtaufgabe? X Nein []Ja

3. Ist die MaRnahme bereits im Haushalt enthalten? X] Nein []Ja [ ] Teilweise

4. Die MalBnahme bezieht sich auf das Produkt Nr. Bezeichnung:

5. Wirkung auf den Ergebnishaushalt:
Angaben in EUro Volfjta-lhr Ifd. Jahr | Folgejahr | Folgejahr | Folgejahr | Folgejahr Gesamt
Ertrag
laut Plan 0 0 0 0 0 0 0
ey 0 0 0 0 0 0 0
neu
Aufwand
laut Plan 0 0 0 0 0 0 0
ﬁ‘:{:""a”d 0 314.000 314.000 314.000 314.000 314000 |  1.570.000
Saldo Ergebnishaushalt 0 0 0 0 0 0 0
laut Plan
ﬁ:lljdo Ergebnishaushalt 0 -314.000 -314.000 -314.000 -314.000 -314.000 | -1.570.000
Abweichung
zum Planansatz

5. a Durch die MalRnahme entsteht keine Ent- oder Belastung lUber den Planungszeitraum hinaus bis

in der H6he von insgesamt Euro.

6. Wirkung auf den investiven Finanzhaushalt:

Angaben in Euro bErIZir:tlgte- Ifd. Jahr | Folgejahr | Folgejahr | Folgejahr | Folgejahr MaBE%me— Gesamt
stellt enae
Investive Einzahlungen
laut Plan
Investive Einzahlungen
neu
Investive Auszahlungen
laut Plan
Investive Auszahlungen
neu
Saldo Finanzhaushalt
laut Plan
Saldo Finanzhaushalt
neu
Abweichung
zum Planansatz
7. Die Abweichung zum Planansatz wird durch das Unterprodukt Nr.
Bezeichnung gedeckt.
8. Die MalRnahme hat kiinftig Auswirkungen auf den Stellenplan? [ INein [X]Ja
Mit der MaflRnahme ist eine Stellenreduzierung
von Vollzeiteinheiten verbunden.
Diese ist bereits im Haushaltsplan beriicksichtigt? X Nein []Ja
9. Es besteht ein Haushaltsvorbehalt. [ INein [XJa

Seite 1 von 2
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Hier kénnen Sie weitere Ausfihrungen zu den finanziellen Auswirkungen darstellen (z. B. zur Herlei-

tung und Zusammensetzung der Ertrags- und Aufwandspositionen, zur Entwicklung von Fallzahlen
oder zur Einordnung im Gesamtkontext etc.).

Anlagen:

[] Erlauterung zur Kalkulation von Aufwand, Ertrag, investive Ein- und Auszahlungen
(Interne Pflichtanlage!)

[ ] Anlage Wirtschaftlichkeitsberechnung (anlassbezogen)

[ ] Anlage Folgekostenberechnung (anlassbezogen)

Seite 2 von 2



Landeshauptstadt "l'" PROPOTSDAM

Potsdam Wohnen | Bauen | Entwickeln

MEMORANDUM
HOLZBAU-INITIATIVE POTSDAM

Holzbau-Laborvom 22. August 2022 | Dokumentation
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Memorandum zur Holzbau-Initiative Potsdam

Inhalt

Positionen

Mike Schubert

Bert Nicke

Dr. Denny Ohnesorge

Memorandum
Einfiihrung — ein Memorandum fiir den Holzbau
Praambel

1. LOSLEGEN

2. VERNETZEN

3. VEREINFACHEN
4. MITGESTALTEN
5. INTEGRIEREN

6. VORMACHEN

7. ERPROBEN

8. WEITERDENKEN

Dokumentation

Riickblick — das Holzbau-Labor am 22. August 2022

Wie kdnnen Holzbauprojekte aus Sicht der Politik kiinftig besser gelingen?

Wie kénnen Holzbauprojekte aus Sicht der Produktion kiinftig besser gelingen?

Wie kdnnen Holzbauprojekte aus Sicht der Bauherrnschaft kiinftig besser gelingen?
Wie kénnen Holzbauprojekte aus Sicht der Planung kiinftig besser gelingen?

Bauen in planetaren Grenzen

»Es ist unsere Aufgabe, Uberzeugungsarbeit zu leisten. “

Anhang

Projektideen fiir Potsdam
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Positionen

Mike Schubert

Es gibt viel zu tun..

Es ist mittlerweile ein halbes Jahrhundert her, dass der
,Club of Rome" die Grenzen des Wachstums erkannt und

zu einem nachhaltigen Wirtschaften, zu einem Denken und
Handeln in Kreislaufen aufgerufen hat. Es ist ernichternd
zu sehen, mit welcher Behébigkeit unsere Gesellschaft sich
dieser Aufgabe angenommen hat - obwohl sie es langst
besser wusste. Umso wichtiger wird es sein, jetzt auf das
Tempo zu driicken und Kréfte zu mobilisieren. Dabei geht es
gewiss nicht nur darum, im Bauwesen alles auf die Karte
Holz zu setzen, sondern sich weiterhin offen fiir die besten
Technologien zu zeigen und auch im konventionellen Bauen
innovative Wege zu beschreiten.

Ich bin davon iiberzeugt, dass die konsequente CO2-Re-
duktion im Bauwesen - immerhin liegt in diesem Sektor
das gréfBte Einsparpotenzial zur Erreichung der Klimaziele
- auch dsthetisch zu neuen Ausdrucksformen in Architektur
und Stéddtebau fiihren wird. Dabei ist es gut und richtig,
wenn man den Stadten diesen Wandel ansieht. Weil dieser
Wandel fir eine Stadt der Baukultur, wie Potsdam es ist,
eine ganz besondere Herausforderung fiir alle Akteur*innen
darstellt und mit Kontroverse und Stress verbunden ist, ist
es notwendig, diesen Diskurs offen und proaktiv zu fiihren.

Ich freue mich, dass wir durch die Holzbau-Initiative Pots-
dam Projekte und Vorhaben zur Starkung des Holzbaus in
Potsdam initiieren kdnnen. Dabei geht es nicht nur darum,
die Schaffung von Wohnraum voranzutreiben oder zum
Schutz des Klimas beizutragen - ich machte auf politischer
Ebene Anstof3 dafiir geben, Holzbauprojekte in Potsdam und
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Brandenburg zu realisieren. Das ist allerdings kein Selbst-
génger - das wissen wir aus vielen Beispielprojekten, aus
vielen Erfahrungsberichten.

Um eine Grundlage dafiir zu schaffen, Holzbauprojekte
kinftig einfacher planen und umsetzen zu kdnnen, haben
Expert*innen aus Planung und Bauherrenschaft, aus Pro-
duktion und Technik, aus Politik und Verwaltung auf meine
Einladung gemeinsam dieses Memorandum fir den Holzbau
in Potsdam erarbeitet. Ich freue mich, dass sich das Me-
morandum nicht auf abstrakte Feststellungen beschrankt,
sondern realisierbare Projektvorschlage fir unsere Stadt
zusammentragt und konkrete Handlungsempfehlungen fiir
alle hier wirkenden Akteur*innen formuliert. Ich verbinde
damit die Hoffnung und Erwartung, dass die Holzbau-Ini-
tiative Potsdam eine Perspektive fir und auf Potsdam
eroffnet, die die kommenden Generationen in der Rickschau
als gelungenen Paradigmenwechsel unserer Baukultur
wahrnehmen wird!

Mike Schubert,
Oberbiirgermeister der Landeshauptstadt Potsdam

Bert Nicke

Wir packen es an...

Die Metropolenregion Berlin wéchst. Wir haben schon jetzt
zu wenige Wohnungen in Berlin und im Berliner Umland,
einschlieBlich Potsdam. Allein aufgrund der Immigration
von ukrainischen Kriegsfliichtlingen, dem notwendigen
Zuzug von ausldndischen Fachkraften und der demogra-
fiebedingt stark wachsenden Zahl von Pflegebedirftigen
wird der Bedarf an neuem Wohnraum und neuer sozialer
Infrastruktur trotz gestiegener Baukosten und Zinsen weiter
zunehmen. Das bedeutet, dass wir in Potsdam auch kiinftig
Neubau brauchen!

Der ProPotsdam GmbH als kommunaler Wohnungsbauge-
sellschaft der Landeshauptstadt Potsdam kommt dabei die
wichtige Aufgabe zu, vor allem fir einkommensschwéche-
re Haushalte Wohnungsangebote zu schaffen. Neben dem
daraus resultierenden Kostendruck ist es aufgrund des
menschgemachten Klimawandels unabweislich, die mit den
Investitionstatigkeiten verbundenen Umwelt- und Klimabe-
lastungen zu reduzieren, wenn mdglich auf Null!

Das sich verschlechternde Marktumfeld hat die Erfil-
lung dieser Aufgabe im Jahr 2022 nicht leichter gemacht.
Kostenreduziertes Bauen unter Einhaltung von hohen tko-
logischen Standards bedarf deshalb darauf abgestimmter
gesetzlicher Rahmenbedingungen und kreativer Ideen bzw.
des Zusammenwirkens aller am Bau Beteiligten.

Die ProPotsdam GmbH hat deshalb auf Initiative des Ober-
birgermeisters der Landeshauptstadt Potsdam, Mike Schu-
bert, Vertreter*innen der Politik, der Produktion von Holz-
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bausystemen, der Bauherrenschaft, der Architektenschaft,
der Baukonstruktion und -technik und der verantwortlichen
Genehmigungsbehdrden eingeladen, einen ganzen Tag im
Rahmen eines Workshops unterschiedliche Aspekte rund
um das Thema Holz-bau zu diskutieren, Expertisen aus-
zutauschen und sich gegenseitig zu inspirieren. Am Ende
eines sehr offenen, interessanten und hochst produktiven
Meinungsaustauschs entwickelten die Teilnehmenden der
Holzbau-Initiative Potsdam gemeinsam ein Memorandum,
um dber die abstrakte Diskussion hinaus mdglichst kon-
krete Projekte in Potsdam durchaus vorbildhaft fiir andere
Kommunen anzustofen und Handlungsempfehlungen fir am
Holzbau Beteiligte zu geben.

Ich danke allen Mitwirkenden der Holzbau-Initiative Pots-
dam fir den konstruktiven Austausch im Rahmen unseres
Workshops. Ich bin iberzeugt davon, dass mit dem erarbei-
teten Memorandum der Holzbau in Potsdam neue Impulse
bekommt und an Bedeutung und Dynamik kiinftig deutlich
gewinnt!

»

Bert Nicke,

Geschdftsfiihrer der ProPotsdam GmbH
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Dr. Denny Ohnesorge

Bauen mit Holz: Ins Handeln

Der Geb&dudebereich trégt derzeit mit bis zu 35% zu den
Kohlendioxidemissionen bei, weshalb das Bauen nach-
haltiger und klimafreundlicher werden muss. Das Bauen
mit Holz ist einer der groBen Hoffnungstrager fir eine
klimafreundliche Zukunft. Zu Recht: Durch die Substitution
von ressourcen- und energieintensiven Baustoffen durch
Holz und die damit einhergehende langfristige Speicherung
von Kohlenstoff werden Holzgebdude zu CO2-Senken. Auf
mehr als 100 Milliarden Tonnen Kohlendioxid schétzt das
Potsdam-Institut fiir Klimafolgenforschung (PIK) in einer
aktuellen Studie das Einsparpotenzial weltweit durch das
Bauen mit Holz. Das entspricht etwa 10% des verbleiben-
den Kohlenstoffbudgets, um das 2°C-Klima-Limit einzu-
halten.

Was global als ibergeordnete Zielmarke ausgegeben wird,
muss in nationalen und regionalen Vorhaben in erfolgrei-
chen Projekten vor Ort realisiert werden. Denn durch eine
Konstruktion aus Holz kdnnen gegeniiber einer konventio-
nellen Bauweise mehr als 50 Prozent der Treibhausgase
eingespart werden.

Brandenburg hat sich zum Ziel gesetzt, bis 2045 klima-
neutral zu werden und setzt wie die Hauptstadt Berlin
dafiir auch auf den Holzbau. Beide Landesregierungen
verankerten die Absicht zur Férderung des Holzbaus in den
jeweiligen Koalitionsvertragen. Die Brandenburger Regie-
rung plant dazu eine Holzbauoffensive, um die regionale
Wertschopfung zu steigern und damit mehr Kohlendioxid
zu binden. Die Holzbau-Initiative Potsdam ist bereits einen
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kommen!

Schritt weiter und mit ihrem ganzheitlichen Ansatz unter
Beteiligung aller Akteur*innen beispielgebend fir weitere
Kommunen in Brandenburg.

Um eine Bauwende einzuleiten, braucht es Kommunen

und Landkreise, die eine Vorbildfunktion beim nachhalti-
gen Bauen dbernehmen. Vorurteile und Vorbehalte gegen-
Uber alternativen und nachhaltigen Bauweisen wie die
Holzbauweise halten sich hartnackig. Hinzu kommen die
planerischen Herausforderungen dieser Bauweise, welche
mit ihrem hohen Grad an serieller Vorfertigung besondere
Kompetenzen und eine frithe Einbeziehung der Bau ausfiih-
renden Unternehmen verlangt. Der anféngliche planerische
Mehraufwand zahlt sich am Ende vielfach aus: eine hohe
Fertigungsqualitat, witterungsunabhéngiges Bauen, geringe-
re Bauzeiten und damit viel kirzere Stérungen der Nach-
barschaft und des Strafenverkehrs, aber auch die hohen
Energiestandards sind neben den dkologischen Aspekten
weitere Argumente fir diese Bauweise.

Wahrend sich der Anteil der Ein- und Zweifamilienhdu-
ser in Holzbauweise von gerade einmal 6% zu Beginn der
1990er Jahre auf mittlerweile 23% mehr als verdreifacht
hat, beginnt die Revolution beim stadtischen Wohnungs-
neubau gerade erst. Der Anteil von Mehrfamilienhdusern
in Holzbauweise liegt in Brandenburg aktuell bei rund

2%. Dabei bietet die Leichtbauweise gerade auch in der
stadtischen Nachverdichtung durch die Aufstockung von
Bestandsgeb&duden viel Potenzial, um so ohne zusétzlichen
Flachenverbrauch Wohnraum und attraktive und lebens-

werte Quartiere zu schaffen. Die Ressourcenregion Bran-
denburg verfiigt iber die Holzrohstoffe und eine moderne
Holzbe- und -verarbeitungsindustrie. Nicht ohne Grund baut
die Bauwirtschaft die Kapazitaten derzeit massiv aus, und
Ingenieur*innen und Architekt*innen eignen sich fehlende
Holzbaukompetenz an, um auf diese Entwicklung reagieren
zu konnen.

Aber es braucht mehr als nur Kapazitdat und Kompetenz bei
den Planer*innen. Firr eine erfolgreiche Bauwende hin zu
mehr nachhaltigem und klimafreundlichem Bauen braucht
es eine ganzheitliche Strategie, ein Zusammenwirken der
gesamten Wertschopfungskette und eine andere Baukultur.
Es kommt nun darauf an, dass Politik, Planer*innen sowie
die Wohnungs- und Bauwirtschaft den begonnenen Dialog
fortsetzen und konkrete Projekte in die Umsetzung bringen.
Nur so kann die Holzbauweise ihren Beitrag leisten, die
ambitionierten Klimaziele der Stadt Potsdam und dariiber
hinaus zu erreichen.

Dr. Denny Ohnesorge,
Hauptgeschdftsfiihrer beim Hauptverband
der Deutschen Holzindustrie

Positionen




Memorandum

Einfiihrung
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Ein Memorandum fir den Holzbau

Holz ist aufgrund seiner technischen Eigenschaften ein
hervorragendes Baumaterial: Es ist stabil und tragfdhig,
leicht und warmedammend, dariiber hinaus ist es fast
tiberall verfiigbar. Als nachwachsender Baustoff, der
sich problemlos wiederverwerten ldasst und zudem lang-
fristig Kohlendioxid bindet, bietet sich Holz als klima-
schonende Alternative zu Beton an, dessen Verwendung
zu einem Grof3teil schadlicher Emissionen im Bausektor
fiihrt. Trotz seiner vielen Vorteile spielt der Einsatz von
Holz als Baustoff jedoch eine untergeordnete Rolle, da
bereits geplante Projekte haufig an behordlichen Auf-
lagen zum Brandschutz scheitern.

Im Rahmen der Berlin-Brandenburger Holzbauoffensive
mochte der Oberbiirgermeister der Landeshauptstadt
Potsdam Mike Schubert konkrete Projekte und Vorha-
ben zur Starkung des Holzbaus in Potsdam initiieren.
Damit will er nicht nur den Bau von Wohnraum voran-
treiben und mit der Verwendung des nachwachsenden
Rohstoffs zum Schutz des Klimas beitragen, sondern
vor allem auch auf politischer Ebene Anstof3 geben fiir
kiinftige Holzbauprojekte in Potsdam und Brandenburg.
Die Holzbau-Initiative Potsdam hat somit das Ziel, die
Motivation zur Errichtung von Gebduden in Holzbauwei-
se zu potenzieren und deren Realisierung hiirdenfreier
zu gestalten. Dariiber hinaus will sie als Plattform und
Netzwerk fiir interessierte Akteur*innen im Holzbau
dazu beitragen, den Wissenstransfer zu starken, Fach-
kenntnisse zu biindeln und die Kooperation untereinan-
der zu verbessern.

Um eine Grundlage dafiir zu schaffen, Holzbauprojekte
kiinftig einfacher planen und umsetzen zu kénnen, fand
am 22. August 2022 in der Orangerie der Biosphére
Potsdam das Holzbau-Labor Potsdam statt, zu dem
Oberbiirgermeister Mike Schubert und die ProPots-
dam GmbH, stadteigenes Wohnungsunternehmen und
fiihrend in den Bereichen Wohnungsbau, Stadtsanie-
rung und -entwicklung, einluden. Um unterschiedliche
Aspekte rund um das Thema Holzbau zu diskutieren,
Expertisen auszutauschen und sich gegenseitig zu ins-
pirieren, kamen hierzu Expert*innen aus Politik, Verwal-
tung, Produktion, Technik, Planung und Bauherrnschaft
flir einen Werkstatttag zusammen. Das Labor diente der
Formulierung von aktuellen Schwachstellen im Holzbau
und der Erarbeitung von Lésungsansadtzen.

Als Ergebnis des Holzbau-Labors liegt dieses Memo-
randum vor, das Forderungen an die Politik sowohl auf
kommunaler als auch auf Bundesebene enthalt, damit
sie die Umsetzung von Holzbauprojekten als Beitrag zur
Klimawende erleichtert und in die Gesetzgebung integ-
riert. Zudem zeigt es realisierbare Projektvorschlage auf
und gibt am Holzbau Beteiligten konkrete Handlungs-
empfehlungen mit.




PRAAMBEL

Memorandum der
Holzbau-Initiative Potsdam

Holzbau ist Zukunft, denn Holzbau ist nach-
haltig! Aber Holzbau ist auch unsere Geschich-
te, hat er doch das Bauen iiber Jahrhunderte
gepragt. Leider sind die Erfahrungen und
Werte des Holzbaus, gerade im Geschosswoh-
nungsbau, in der Vergangenheit weitgehend
verschwunden, vielmehr wird das Thema von
vielen Bedenken und viel Vorsicht dominiert,
selbst wenn umfangreiche praktische Er-
fahrungen schon das Gegenteil bewiesen
haben. Entsprechend sind die gesetzlichen
Anforderungen und Rahmenbedingungen auf
den unterschiedlichen Landerebenen fiir den
Holzbau eher umsetzungs- bzw. anwendungs-
hemmend als fordernd. Um Holzbauprojekte
zukiinftig voranzubringen, sind der Austausch
und die Zusammenarbeit von Politik und Praxis
beim Thema Holzbau von elementarer Bedeu-
tung, um den Rechts- und Handlungsrahmen
auf Basis der aktuellen Erkenntnisse anzupas-
sen und damit die vielfadltigen Hiirden sukzessi-
ve abzubauen.

Der Einsatz von Holz beim Bauen besitzt grof3es
Potenzial sowohl fiir die dringend notwendige
Dekarbonisierung des Bausektors und somit
auch fiir die Erreichung der Klimaziele der
Bundesregierung als auch fiir zukiinftige Bau-
aufgaben, wie beispielsweise die Nachverdich-
tung bei der Innenentwicklung der Stadte und
An- und Aufbauten im Bestand.

Damit der Holzbau im Sinne des nachhaltigen
Bauens erfolgreich durchgefiihrt wird, sind alle
Akteur*innen der Bau- und Immobilienbran-
che gefragt. Die Politik wird dazu aufgerufen,
innovative Losungen baustoffiibergreifend zu
fordern und die ganze Bandbreite alternativer
biobasierter Werkstoffe im Blick zu haben.

An Planerschaft, Bauherrenschaft, Investo-

renschaft und Unternehmen der Projekt-
entwicklung ergeht der Appell, die Vorteile
unterschiedlicher Werkstoffe im Sinne der
Nachhaltigkeit zu kombinieren. Losungsansat-
ze liegen in der integralen Planung sowie im
einfachen und robusten Bauen. Dazu muss die
Zusammenarbeit {iber die gesamte Wertschop-
fungskette gestarkt und der Austausch sowie
gegenseitiges Verstandnis zwischen den Be-
teiligten untereinander gesteigert werden.

Um den Holzbau zu etablieren, miissen Verord-
nungen und DIN-Normen auf deren Vereinfa-
chung hin untersucht und an einfache Bauwei-
sen und Riickbaubarkeit angepasst werden.
Wie in allen Bereichen des Bauens, hat sich
auch im Holzbau die Normung verselbstdandigt
und tragt zu tibermafligem Ressourcenver-
brauch und hoheren CO2-Emissionen bei.

Ubertriebenes Sicherheitsdenken und iiber-
hohte Anforderungen an Brandschutz und
Bauwerkssicherheit fiihren zu erhhtem Ein-
satz von Material und Technik und stehen so
im Spannungsfeld mit dem Schutzziel ,,Klima-
schutz*. Alle Forderungen aus Normung und
Gesetzen miissen in Zukunft auch aufihre
Umwelteinfliisse gepriift und bewertet wer-
den, um die Klimaziele der Bundesregierung
erreichbar zu machen. Viele 6konomische Ak-
tivitaten sind von ihren Umwelteinfliissen ent-
koppelt, dariiber hinaus werden umweltschad-
liche Systeme und Ressourcenverschwendung
durch die Gesetzgebung nicht nur erlaubt,
sondern sogar gefordert.

Es gibt also viel zu tun, wenn man den Holz-
bau aus seiner Nische herausbewegen will. In
Potsdam wollen wir keine Zeit verlieren und
unseren Beitrag zur Veranderung leisten. Der
Wandel beginnt in den Kopfen und Kompe-
tenzen. Die geringen Spielrdume der giiltigen
rechtlichen Rahmenbedingungen sollen uns
nicht daran hindern, den Holzbau in Potsdam
resp. Brandenburg mit der nétigen Wucht
voranzutreiben. Die Holzbau-Initiative des
Oberbiirgermeisters der Landeshauptstadt
Potsdam nimmt das Thema Holzbau auf die
Agenda und verfolgt dabei einen 8-Punkte-
Plan.

Potsdam geht in Sachen Holzbau voran! Pots-
dam schickt sich an, die Herausforderungen im
Bauwesen zu meistern und seinen Beitrag zur
Bauwende zu leisten. Know-how und Gestal-
tungswillen, Mut und Uberzeugungskraft sind
zentrale Eigenschaften, die die dafiir verant-
wortlichen Menschen mitbringen werden. Pots-
dam stellt sich auf, um der in der Gesellschaft
weitverbreiteten Absicherungsmentalitat etwas
entgegenzusetzen, die sich als groRe Hemm-
schwelle fiir den Holzbau erwiesen hat.

Die ganzheitliche Betrachtung und Bewertung
von Bauvorhaben sowie die breite Aufklarung
der Gesellschaft iiber die Notwendigkeit von
ressourcenschonendem und 6kologischem
Bauen braucht Personlichkeiten, die dazu bei-
tragen, Best-Practice-Projekte voranzubringen
und die Erfahrungen in den Rechts- und Hand-
lungsrahmen zu {iberfiihren. Potsdam richtet
eine Task Force Holzbau ein, die sowohl eine
beratende Funktion innehaben als sich auch
um die Entwicklung und Umsetzung konkreter
und zielorientierter Entwicklungs- und Hand-
lungskonzepte kiimmern wird.

Holzbaukoordinator und Team

e Die Task Force wird vom Holzbaukoordi-
nator geleitet (ggf. eine Person aus dem
Geschaftsbereich 4, Stadtentwicklung,
Bauen, Wirtschaft und Umwelt der Landes-
hauptstadt Potsdam) und durch ein Team,
bestehend aus zwei bis drei Personen unter-
stiitzt.

Ziele und MafBnahmen

e Koordination des Kompetenzzentrums Holz-
bau Potsdam
Projekte der Stadt Potsdam und von privater
Investorenschaft koordinieren und Hinder-
nisse im Planungsprozess ausraumen
Entwicklung eines zielorientierten Entwi-
cklungs- und Handlungskonzepts
Anwendung/Entwicklung eines lokalen/
kommunalen Bilanzierungstools fiir die

nachhaltige Wirksamkeit des Holzbaus (auf
Basis des Masterplans Klimaschutz) sowie
eines darauf aufbauenden einheitlichen
Zertifizierungssystems

1.
LOSLEGEN

Potsdam
macht den Holzbau
zur Chefsache:

Task Force Holzbau
mit Holzbaukoordinator

Festlegung von Regel-Details und Muster-
l6sungen auf Basis von Best-Practice-Erfah-
rungen

Nutzung der Holzbau-Initiative als Sogwir-
kung fiir die Fachkraftesammlung

Aus- und Weiterbildungsangebote fiir die
Verwaltung, den Kommunalen Immobilien-
service und kommunale Unternehmen
Forcierung von Konzeptvergaben in 6ffent-
lichen Ausschreibungen

Begleitung der Reallabore ,,Schlaatz* und
»Krampnitz“

Evaluierung von weiteren Holzbauprojekten

Wissenstransfer aus der Praxis in die
Verwaltung und die Stadtverordnetenver-
sammlung

Abgabe von Handlungsempfehlungen von
kommunaler Ebene auf Landes- und Bun-
desebene

Ort

Im Rathaus Potsdam agierend, als Schnitt-
stelle zwischen diversen Projektakteur*in-
nen sowie Politik und Verwaltung



2.
VERNETZEN

Potsdam fordert und fordert

Wissenstransfer zum nachhaltigen Bauen

Kompetenzzentrum Holzbau,

Runder Tisch ,,Nachhaltiges Bauen®,
amteriibergreifene Koordinierungsrunde
und Weiterbildungsprogramm

Entscheidende Voraussetzung einer erfolgrei-
chen Holzbau-Initiative sind die Biindelung des
Know-hows und der Wissenstransfer unter al-
len Beteiligten. Die Landeshauptstadt Potsdam
richtet dazu ein
im Sinne eines Expertennetzwerks
ein, um die Realisierung innovativer, 6ko-
logisch optimaler und wirtschaftlicher Holz-
bauten zu ermoglichen und Mitwirkende fiir
die konkrete Umsetzung von Bauvorhaben zu
finden. Das Kompetenzzentrum dient ferner als
Forum eines schnellen und unbiirokratischen
Austausches, um die aktuell noch grof3en Un-
sicherheiten seitens der Hersteller, der Ge-
nehmigungsbehorden oder der Feuerwehr mit
klugen Losungen und Antworten abzubauen.
Alle Beteiligten erhalten iiber das Kompetenz-
zentrum Kenntnis von Ansdtzen, die die Risiken
im Holzbau beherrschbar machen (wie z. B.

die Stoffpreisgleitklausel — einer vertraglichen
Vereinbarung im Falle schwer kalkulierbarer
Einkaufspreise der Baustoffe und Materialien.

il Runden Tisch der Landeshauptstadt
MV EL I\ ETG L ELECI R, an dem vom

Forster bis zum Modulfabrikanten, von der
Industrie- und Handelskammer iiber die Hand-
werkskammer bis zur freien Innung, von er-
fahrenen Architektur- und Ingenieurbiiros bis
zur Unteren und Obersten Bauaufsicht sowie
der Feuerwehr Vertreter*innen Platz finden,
werden auf Augenhdhe Ziele, Leitlinien und
andere Verabredungen fiir die Landeshaupt-
stadt Potsdam formuliert, die fiir alle bindend
und verldsslich sind. Die gesammelte Exper-
tise liber Holz, aber auch andere nachhaltige
Baustoffe wie Flachs, Hanf oder Bambus sind
ebenso zu erortern wie die Technik, die sie
verarbeiten kann und die dafiir weiterzuent-
wickeln ist. Es geht auch darum, eine Kreis-
laufwirtschaft fiir Re- und Upcycling nutzbar
zu machen, die dennoch den strengen Mate-
rialanforderungen beim o6ffentlichen Bauen ge-
recht wird. Es werden Wissen wie Verstandnis
tiber und fiir die technischen Anforderungen
vermittelt, die Holzbauprodukte beispiels-
weise hinsichtlich des Brandschutzes, der
Nachhaltigkeit oder zu erfiillender Richtwerte
bei Raumluftmessungen im Schulbau erfiillen
missen.

In Bezug auf Bebauungspldne wird beraten,
wie der Holzbau als mogliche Bauart mit seinen
entsprechenden Geschosshdhen verankert
werden kann und damit leichter wie schneller
realisierbar ist, nicht zuletzt, weil Holzbau als
schlankere Bauweise zum flacheneffizienten
Bauen beitragt und dabei weniger Versiege-
lung nach sich zieht. Im Hinblick auf kiinftige
Ausschreibungen werden am Runden Tisch die
Vergabekriterien der Landeshauptstadt sowie
der rechtliche Rahmen zum besseren gegen-
seitigen Verstdandnis erdrtert und vermittelt,
damit Leistungsverzeichnisse auf der auftrag-
gebenden Seite zielgenauer formuliert werden
konnen.

Der Runde Tisch fordert die frithzeitige, enge
und digitale Zusammenarbeit zwischen allen
an Planung und Bau Beteiligten — ein Experten-
Pool mit Leuchtturmcharakter, der zudem den
Erfahrungsaustausch unter den Kommunen
unterstiitzt.

Verkniipft mit dem Runden Tisch wird Potsdam
regelhaft zum Start eines Bauvorhabens durch
den Holzbaukoordinator eine

greifende Koordinierungsrunde FEIgslN{=uR

an der die an der Genehmigung beteiligten
Behorden ebenso wie der Investor teilnehmen,
um frithestmdglich alle bauaufsichtlichen und
andere genehmigungsrechtlichen Fragen zu
klaren und méglichem Zeitverlust im Projekt-
verlauf entgegenzuwirken.

Kontinuierliche Information und Weiterbildung
werden in enger Kooperation mit den Kam-
mern den Wissenstransfer zwischen Herstel-
lern, Aufsichtsbehorden, Bauherrenschaften
Ingenieur- und Architekturbiiros fordern.
Potsdam strebt gemeinsam mit der Branden-
burgischen Architektenkammer und der Bran-
denburgischen Ingenieurkammer ein
zum nachhaltigen Bauen
an, an dem sich die Potsdamer Verwaltung
aktiv mit dem Ziel einer fachlichen Zusam-
menarbeit auf Augenhdhe in den Projekten
beteiligen wird.

Die Weiterbildung zielt ebenso auf den Kom-
petenzzuwachs in den Planungsbiiros ab, sie
soll auch im Rahmen von Vergabeverfahren bei
der Praqualifikation, bei Losungsvorschldgen
und bei Angeboten der teilnehmenden Biiros
ihren positiven Niederschlag finden.



3.
VEREINFACHEN

Potsdam definiert

einen einfachen
Planungsrahmen

fiir Holz- und
Holzhybridbau

Einfachheit und Klarheit sind wesentliche
Parameter nicht nur fiir die Architektur an sich,
sondern auch fiir den Umgang mit dem Mate-
rial Holz. In der Einfachheit, Einheitlichkeit und
Verlasslichkeit liegt ein wesentlicher Schliissel
fiir eine erfolgreiche Realisierung in signifi-
kantem Umfang. Potsdam schickt sich an, die
Holzbau- bzw. Holzhybridbauquote auf 50% zu
erhohen und verfolgt iiberdies das Ziel einer

Quote an nachwachsenden Rohstoffen (einschl.

Holz) und Kreislaufgerechtigkeit von 90% bis
2050. In diesem Sinne werden Holz- und Holz-
hybridbauten wie folgt definiert:

TOP 3.1

im Sinne der Holzbau-Initiative

Potsdam sind Gebdude:

e diein ihrem Tragwerk, Rohbau und Raum-
abschluss und im Bereich der Ddmmstoffe
jenseits der Griindung jeweils mindestens
zu 80% aus Holz und nachwachsenden
Rohstoffen oder Rezyklaten errichtet wer-
den

e die fiir ihr Tragwerk und die gesamte Ge-
baudehiille - also die Kostengruppe 300
ohne Innenausbau - klimaneutral in der
Errichtung sind (Ergebnis der LCA Phase A,
CO2 < o, Basis E-LCA, Okobaudat)

e diein ihrer Konstruktion einen effizienten
Einsatz von Holz beriicksichtigen (Skelett
statt Massivholz)

¢ die moglichst diffusionsoffene, klima-
steuernde Bauweisen umsetzen, um den
Einsatz von Liiftungs- und Klimatechnik so
gering wie mdéglich zu halten

e die sichtbare Konstruktionen bevorzugen
und den Einsatz von Gipsbekleidungen
reduzieren

lPAdYe Tl [l ETNEEYY konnen eine kostengiinstige

und resiliente Alternative zu reinen Holzbau-
ten darstellen, insbesondere dann, wenn hohe
Anforderungen an die Flexibilitat mehrstocki-
ger Gebdude und an zukiinftige Umnutzungs-
moglichkeiten gestellt werden. Die dann erfor-
derlichen groBen Deckenspannweiten und die
flexible Tragstruktur als Skelettbau lassen sich
als Holzhybridbau sinnvoll umsetzen.

Auf der inhaltlichen Ebene strebt Potsdam ein
einheitliches Genehmigungsverfahrenjiiig (=l
Holzbau bei Standard- und Sonderbauten an.
Da dieses aber noch nicht vollends eingefiihrt
ist, wird jetzt umso wichtiger, dass die Potsda-
mer Genehmigungsbehdrden als aktive Partner
der Holzbauunternehmen konstruktiv an Inno-
vationen in der Produktentwicklung mitwirken,
indem gemeinsam an genehmigungsfdahigen
spezifischen Losungen gearbeitet und diese
abgestimmt werden.

Ein Weg kdnnen die gemeinsame Entwicklung
von Typenprojekten mit Typenbaugenehmi-
gungen sein, z. B. fiir Aufstockungen des WBS
70, die nur bei hoher Wiederholungsanzahl
wirtschaftlich werden.

Potsdam entwickelt standardisierte Losungen
(,,Musterbrandschutzkonzepte*) und erstellt
eine Liste von genehmigungsfahigen Abwei-
chungen. Im Sinne eines robusten Bauens
ermoglicht Potsdam ferner in den Gebdude-
klassen 4 und 5 sichtbare Konstruktionen, um
auf kosten- und ressourcenintensive Gipsbe-
kleidungen verzichten zu kénnen. Ein durch
den Holzbaukoordinator eigens einberufener
»Expertenkreis Brandschutz im Holzbau“ wird
die Genehmigungsbehdrden ergdanzend fach-
lich beraten.



5.
INTEGRIEREN

Potsdam fordert eine

spezifische Holzbau-
Vergabestrategie

Konzeptvergabe und
GU/GU-Ausschreibung

Die Landeshauptstadt Potsdam setzt sich fiir
eine holzbaugerechte Planungskultur ein und
leistet einen aktiven Beitrag zu einem Para-
digmenwechsel in Stadtebau und Architektur.
Daran wirkt sie als Bauherrin und Vergabestelle

aktiv mit und nutzt ihre Spielrdume bei der Aus-

schreibung und Vergabe.

Bei der UMLK GYAEEDIE nutzt die Lan-

deshauptstadt Potsdam das Instrument der
Konzeptvergabe und setzt bei der Auswahl der
Konzepte einen Schwerpunkt auf den Beitrag
zum klimagerechten Bauen und auf Nachhaltig-
keitskriterien, um private Bauherrenschaften
zum Bauen mit Holz oder anderen nachhaltigen
Bauweisen zu motivieren.

Fiir den Holzbau ist die Zusammenarbeit von
Architektur, Technischer Ausriistung und Bau-
konstruktion von enormer Bedeutung. Somit
sind die Gewerke von der Wettbewerbsphase
bis zur Ausfiihrungsphase integral miteinander

verbunden und sollten nicht durch unterschied-

TOP 3.1

liche Vergabeverfahren voneinander getrennt
werden. Ziel sollte es sein, den gesamten
Planungs- und Abwicklungsprozess zu syn-
chronisieren und Know-How Verluste wahrend
der Planungs- und Bauphase zu vermeiden.
Potsdam ist sich dariiber bewusst, dass auf-
grund unterschiedlich ausgepragter Holzbau-
kompetenz der Architekturbiiros die ausfiih-
renden Firmen bereits ab Leistungsphase 3
eingebunden sein sollten und sich die damit
erforderliche Verlagerung von Planungsleis-
tungen in die friihen Leistungsphasen auch in
der Honorierung wiederfinden muss.

Insbesondere bei serieller Vorfertigung in
Holzbauweise zieht Potsdam die
nehmer/-iibernehmer-Vergabef(NIAIAECE
be) in Erwdgung um so noch mehr Planungs-,
Kosten- und Terminsicherheit zu erlangen. Bei
dieser Vergabeart entwickeln Bietergemein-
schaften aus einem Architekturbiiro, einem
Unternehmen der Projektentwicklung und
einer Holzbaufirma als GU gemeinsam die Ent-
wurfsplanung unter Nutzung eines digitalen
Planungstools (Building Information Model-
ling — BIM) und schaffen damit eine sehr gute
Grundlage fiir die Ausfiihrungsplanung des
Projekts, da das Holzbausystem bereits ein
wesentlicher Bestandteil der Entwurfsplanung
ist. Architekturbiiro und Holzbaufirma greifen
damit von Beginn an auf ein abgestimmtes
digitales Gebdudemodell zuriick, das verlust-
frei in die Werkplanung tiberfiihrt wird.

Der Kommunale Immobilien Service (KIS)

und die ProPotsdam leisten bereits jetzt mit
hybriden Bauformen einen Beitrag. Schon die
bewusste Auswahl von Materialien mit Blick auf
ihren 6kologischen FuBabdruck, ihre Robust-
heit, ihre technischen Anforderungen und ihre
Nutzungsintensitdten ist nachhaltig. Holz in
Kombination mit modularer Bauweise und in
serieller Herstellung wirkt zudem material-
reduzierend, zeitsparend und kosteneffizient.
Die beiden Potsdamer Protagonisten schreiten
mit gutem Beispiel voran, indem sie nachhaltig
bauen und damit den Anspruch der Landes-
hauptstadt Potsdam hochst selbst einlosen.
Bei offentlichen Bauten setzt Potsdam ver-
starkt auf Holzbau und iiberpriift alle laufenden
Planungen auf Holzbaufahigkeit und Kreislauf-
gerechtigkeit.

Der KIS baut nachhaltig

Der KIS baut zukiinftig vorwiegend mit nach-
haltigen Baustoffen, u. a. mit Holz. Dies gilt fiir
den Neubau sowie fiir Bestandssanierungen.
Ab 10 Mio. EUR Investitionssumme wird jedes
Projekt des KIS zertifiziert, z. B. nach den Richt-
linien der Deutschen Gesellschaft fiir nach-
haltiges Bauen DGNB e.V. oder der Nachhaltig-
keitsklasse NH.

Der Verwaltungscampus wird zum Pilotprojekt
fiir den Holzbau sowohlim Neubau als auch in
der Sanierung. Das Bauhaus der Erde gGmbH
begleitet das Projekt.

6.
VORMACHEN

Potsdam schreitet bei

eigenen Vorhaben mit
gutem Beispiel voran

Kommunaler Immobilien
Service (KIS) und ProPotsdam

Die ProPotsdam baut nachhaltig

Der Neubau von Wohnungen und die Sanie-
rung sind wichtig fiir Potsdam. Die ProPots-
dam baut zukiinftig vorwiegend mit nachhal-
tigen Baustoffen, u. a. mit Holz. Anhand von
zwei bis drei durchgefiihrten Projekten wird
die Machbarkeit untersucht (Neubau und Auf-
stockungen von Bestand). Sollten die Rahmen-
bedingungen weitere Projekte nur schwer
umsetzbar machen, wird dies transparent dar-
gestellt. Uberdies werden Vorschlige unter-
breitet, mit denen die Voraussetzungen fiir ein
nachhaltiges Bauen geschaffen werden.

Die ProPotsdam setzt sich gemeinsam mit

der Landeshauptstadt Potsdam beim Land
Brandenburg dafiir ein, dass die Forderbedin-
gungen des sozialen Wohnungsbaus auch den
Holzbau und die Verwendung anderer nach-
haltiger Baustoffe ermdglichen, auch wenn
dadurch Mehrkosten entstehen.



A
ERPROBEN

Einfach machen -
der Schlaatz
und Krampnitz

als Reallabore

Viele reden vom Holzbau, und grof3e Hoffnun-
gen werden in Bezug auf CO2-Neutralitdt und
Nachhaltigkeit in diese Technologie gesetzt.
Allerorten werden Gebdue in Holz geplant und
einzelne Bauten auch schon realisiert. Doch
sind flachenhaft auf Holzbau ausgerichtete
Vorhaben bislang nur vereinzelt anzutreffen.
Potsdam macht zwei seiner Stadtquartiere zu
Reallaboren des Holzbaus und entfaltet dort
Vorbildwirkung fiir dhnlich gelagerte Heraus-
forderungen andernorts. Die Reallabore sind
kollaborativ und transdisziplinar aufgesetzt
und werden wissenschaftlich begleitet. Eine
Forderung durch das Bundesbauministerium,
z. B. im Rahmen des Programms Zukunft Bau,
wird angestrebt.

Reallabor Quartier ,Am Schlaatz"

Ein Pilotprojekt, das vorrangig im Wohnungs-
bau die Typen Neubau, Nachverdichtung,
Sanierung und Aufstockung abdeckt, soll ,,Am
Schlaatz* vorbildhaft umgesetzt werden. Das
Projekt erhalt zusatzliche Wirksamkeit, indem
aus dem gewachsenen Quartier die hochbauli-
chen Mafnahmen in Holzbauweise zusatzliche
Anwendungsmoglichkeiten des Baustoffs auf-
zeigen und indem dem Stadtquartier zugleich
behutsam eine neue Schicht zeitgendssischen
Bauens hinzugefiigt wird.

TOP 3.1

Das Quartier soll eine Kraft aus stadtebau-
licher Setzung und qualitativ hochwertigen
Projekten erhalten und tiber mindestens eine
Generation als Vorbild wirken. Die Themen
»Kreislaufwirtschaft und Lebenszyklus, ,,ein-
fach Bauen“, ,,nutzungsneutrale Hiille“, und
»Bauhaus der Erde“ sind Grundziele; eine
EU-Forderung als ein Zukunftsprojekt des New
European Bauhaus konnte erganzend Wirkung
entfalten. Der Wert des Bodens und die Eigen-
tumsverhéltnisse werden einbezogen.

Die MaBnahmen werden in einem Mix von
Akteuren umgesetzt (Kommunen, Genossen-
schaften, Baugruppen, Investorenschaften,
Bauindustrie). Die Umsetzung erster ausge-
wahlter Holzbau-Wohnprojekte kann nach § 34
BauGB erfolgen, wahrend parallel ein Be-
bauungsplanverfahren die weiteren Projekte
baurechtlich erméglicht.

Reallabor Entwicklungsgebiet ,Krampnitz”

Fiir das Entwicklungsgebiet ,,Krampnitz* wird
bei weiteren Planungen der Holzbau ein-
gefiihrt werden. Dies bietet die Moglichkeit,
die Wirkungen des Holzbaus mit ,,konventio-
nellen“ Planungen am gleichen Standort zu
vergleichen. Die Einfiihrung wird gezielt tiber
Grundstiicksausschreibungen forciert, indem
die Beriicksichtigung von Nachhaltigkeitskri-
terien technologische Aspekte und damit der
Holzbau und andere nachhaltige Bauweisen
zu einem wesentlichen Auswahlkriterium der
Grundstiicksvergabe werden.

Epizentrum Bauwende

Die Bauhaus Erde gGmbH realisiert im Jahr
2023 auf dem Geldnde der Stiftung Waisen-
haus ein Informationszentrum, das selbst
Prototyp fiir zukiinftiges Bauen wird. Hier
stehen regionale Wertschopfungsketten und
das Bauen mit Laubholz sowie Rezyklaten
im Vordergrund. Das Gebdude konnte friither
Pionier und Ort des Diskurses des Holzbau-
Memorandums werden. Weiterfiihrende Uber-
legungen betrachten die Weiterentwicklung
des gesamten Grundstiicks und suchen nach
einem Bauen in planetaren Grenzen, das die
Klimaziele 2050 erfiillt.

Um den Holzbau zu etablieren, sollen Verord-
nungen und DIN-Normen auf deren Vereinfa-
chung untersucht und an einfache Bauweisen
und Riickbaubarkeit angepasst werden. Viele
Rahmenbedingungen kdonnen nicht auf kom-
munaler Ebene den Anforderungen fiir einen
zukunftsweisenden Holzbau angepasst wer-
den. Fiir einen signifikanten Wandel im Holz-
bau sind Gesetze, Verordnungen und Normen
auf Landes- und Bundesebene anzupassen.
Die Landeshauptstadt Potsdam wird daher als
Kommune die Initiative ergreifen, auf Landes-
und Bundesbehorden einzuwirken, damit sie
die Regelwerke liberarbeiten. Dazu werden
die inhaltlichen Vorschldage anderer Initiativen
in Deutschland aufgegriffen und der Schulter-
schluss mit Fachverbanden gesucht.
Inhaltlich bilden die im Rahmen des Workshops
der Holzbau-Initiative Potsdam erarbeiteten
Ergebnisse Ansatzpunkte fiir die Uberwindung
der bestehenden Hiirden und der Masnahmen
zur Verbesserung der planerischen und ge-
nehmigungsrelevanten Rahmenbedingungen
- insbesondere mit Blick auf Brandschutz und
Schallschutz.

Holzwirtschaft sowie Architekt*innen und Inge-
nieur*innen kritisieren die aktuell giiltige Mus-
ter-Holzbaurichtlinie (MHolzBauRL; 2021) als
unpraktikabel und nicht den Stand der Technik
abbildend. So sind Anpassungen notwendig,
um nachhaltigen ungekapselten Holzbau auch
in den GK 4 und 5 realisieren zu konnen Neben
den gestalterischen, planerischen und brand-
schutztechnischen Hemmnissen gibt es aus
Sicht der Produktion von Holzbauelementen
weitere regulatorische Hindernisse, die auf die
Realisierbarkeit der Holzbauweise wirken. Es
braucht ein einheitliches Genehmigungsver-
fahren: die MHolzBauRL gilt nur fiir Standard-
bauten, Sonderbauten wie etwa Schulen haben
jedoch hohere Anforderungen zu erfiillen; die
hier vorgenommenen Eingriffe sind anders zu
kompensieren. Die MHolzBauRL sollte auch auf
Sonderbauten iibertragen werden.

Eine Losung kann die Einfiihrung der Gebaude-
klasse E in der Landesbauordnung darstellen.
Die Bayerische Architektenkammer ist derzeit

8.

WEITERDENKEN

Potsdam
ergreift Initiative

bei Land und Bund

im Prozess, diese in der Landesbauordnung
zu implementieren — ein Austausch ist hier
sinnvoll.

e Aufnahme bzw. Besserstellung des Werk-
stoffs Holz (nachhaltige Baustoffe) in den
Forderrichtlinien — geringe/keine CO2-
Emissionen im Lebenszyklus (Basis ist die
Lebenszyklusbetrachtung mit Okobaudat)
als Kriterium fiir zusatzliche Forderbaustei-
ne machen

e Architekt*innen fiir mehr Baukultur und
Akzeptanz friihzeitig in die Prozesse ein-
binden

e Holzbau und Vorfertigung in die Aus-
bildung Stadtplanung, Architektur und
Ingenieurwesen integrieren

¢ Honorarordnung an Holzbau/Vorfertigung
anpassen, Planungsteams und Bauindus-
trie friiher zusammenfiihren, nicht immer
neu zusammenstellen

e Konstante Kommunikation und Wahr-
nehmbarkeit des Holzbaus: Aufzeigen
der Vorteile des Holzes in Bezug auf ESG,
DGNB, CO2-Bilanz, Okobilanz, Banken und
Finanzierung

e Forschungsergebnisse und Praxiserfahrun-
gen zum Holz in Bezug auf Lebenszyklus-
berechnung, Materialeffizienz, CO2-Bin-
dung, schnelles Bauen, Wirtschaftlichkeit
und Bauqualitat transparent zugangig
machen
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TOP 3.1

ein fachlicher Diskurs fiir ein Holzbau-Memorandum

Einlass und Akkreditierung

Begrifung und Moderation, Daniel Luchterhandt

,Potsdam baut in Holz - nachhaltig und effizient", Mike Schubert,
Oberbirgermeister der Landeshauptstadt Potsdam

Begrifung Bert Nicke, Geschaftsfihrer ProPotsdam

Impulsreferate der Moderatorinnen und Moderatoren

Expertenkreise: 6 Thementische mit je einer zentralen Fragestellung aus
Politik, Produktion, Bauherrnschaft, Planung, Bautechnik und Verwaltung
zur Erérterung unterschiedlicher Aspekte / Herausforderungen an den
Holzbau

Einwerten der Perspektiven in ein Memorandum

kleines Frihstiick

Mittagessen

Kaffee- und Kuchenpause

Prasentation der Ergebnisse / Erkenntnisse

Ubertragen der Ergebnisse auf konkrete Potsdamer Pilotvorhaben
Vorstellung der Ideen und Handlungsvarhaben

GruBwort

Klara Geywitz, Bundesministerin fir Wohnen, Stadtentwicklung und

Bauwesen

Abendessen
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Rickblick

TOP 3.1

Das Holzbau-Labor am 22. August 2022

Fiir das Holzbau-Labor kamen etwa 65 Expert*innen in
der Orangerie der Biosphdre Potsdam zusammen. An
sechs Arbeitstischen zu den Themen Politik, Produk-
tion, Bauherrnschaft, Planung, Bautechnik und Ver-
waltung und spater auf einer 8x8 Meter grof’en Boden-
plane, die das Potsdamer Stadtgebiet abbildet, sollten
sie in mehreren Arbeitsphasen eine Grundlage fiir das
Memorandum erarbeiten und konkrete Projektvorschla-
ge entwickeln.

Teil 1: BegriiBung und Auftakt

Daniel Luchterhandt empfing die anwesenden Ex-
pert*innen und fiihrte in die Veranstaltung ein. Nach
einfiihrenden GruBworten von Oberbiirgermeister Mike
Schubert und dem Geschaftsfiihrer der ProPotsdam
Bert Nicke stellten die sechs Moderatorenteams der
jeweiligen Thementische die aus ihrer Sicht bestehen-
den Hindernisse und Herausforderungen des Holzbaus
vor, bevor Daniel Luchterhandt die Vorgehensweise der
Arbeitskreise erlduterte und die Expert*innen an ihre
Thementische entsandte.

Thementisch Politik:

Ricarda Budke und Dr. J6rg Lippert

Thementisch Produktion:

Hendrik Reichelt und Peter Miinn

Thementisch Bauherrnschaft:

Sandra Jacob und Gregor Heilmann

Thementisch Planung:

Prof. Amandus Samsge Sattler und Michael Ziller
Thementisch Bautechnik:

Prof. Eike Roswag-Klinge und Prof. Volker Schmid
Thementisch Verwaltung:

Petra Rinnenburger und Erik Wolfram
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Teil 2: Worldcafé

Die Expert*innen diskutierten an den Thementischen
fiir rund 45 Minuten die von den jeweiligen Modera-
tor*innen aufgestellten zentralen Fragestellungen zum
Holzbau. Nach dem Prinzip eines Worldcafés, rotierten
die Expertenkreise anschliefend im Uhrzeigersinn von
Tisch zu Tisch, sodass alle Expert*innen im Laufe des
Werkstatttags Gelegenheit hatten, den Holzbau aus
Perspektive aller sechs Themen zu beleuchten.

Teil 3: Prdsentation der Ergebnisse

An der das Potsdamer Stadtgebiet abbildenden Bo-
denplane prdsentierten die sechs Moderatorenteams
im Riickblick auf das Worldcafé die Ergebnisse ihrer
Thementische. Danach berichteten Sandra Jacob
(ProPotsdam GmbH) und Jeannette Hanko (Kommuna-
ler Immobilienservice KIS) tiber Projekte in Holz- oder
Holzhybridbauweise, die bereits in Potsdam in Planung
sind, und verorteten sie anhand von Fahnchen auf der
Bodenplane. Anschlieend fanden sich die Experten-
kreise in durchmischter Zusammensetzung erneut an
den Arbeitstischen ein, wo sie anhand der Ergebnisse
konkrete Potsdamer Pilotvorhaben entwickelten und
diese an Fdhnchen anbrachten. Diese fanden ebenfalls
auf der Bodenplane Verortung, wo sie vorgestellt und
erldutert wurden. Die Projektvorschlage waren sowohl
als Empfehlung an den Oberbiirgermeister Mike Schu-
bert als auch als Forderung an die Bundesregierung
adressiert, die zum Ende der Veranstaltung von Bun-
desbauministerin Klara Geywitz vertreten wurde. lhr
GruBwort schloss letztlich das Holzbau-Labor ab, bevor
Daniel Luchterhandt sich bei den Expert*innen fiir ihr
reges Engagement bedankte und die Anwesenden ver-
abschiedete.
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Themenfeld Politik

Wie kénnen Holzbauprojekte

TOP 3.1

aus Sicht der Politik kiinftig besser gelingen?

Fachkompetenz & Vernetzung

Aufgrund der jahrzehntelangen Abkehr vom Holzbau im
Geschosswohnungsbau sind die Fachkompetenz und die
Qualifikationen der Vielzahl von Akteur*innen stark opti-
mierungsbedirftig. Dies betrifft nicht nur das Agieren im
eigenen Arbeits- bzw. Verantwortungsbereich, sondern ins-
besondere auch das Zusammenwirken der Beteiligten auf
Basis der Komplexitat des Handelns und der resultierenden
Wirkungen.

Neben dem Ausbau von Qualifikationsméglichkeiten und
Weiterbildungen ist auch der Aspekt der Vernetzung als Lo-
sungsansatz zu beachten. Teils fehlen noch konkrete Orte,
um den notigen Know-How-Transfer gezielt voranzubringen,
daher ist die Einrichtung eines Kompetenzzentrums oder
einer Fachstelle fir Holzbau in Brandenburg oder Potsdam
denkbar, wenngleich sich ein Spannungsfeld zwischen der
notigen Biindelung des Wissens und der Schaffung weiterer
(méglicherweise doppelter) Strukturen auftut. Inwieweit
bestehende Strukturen, beispielsweise das sich gerade im
Aufbau befindende Bauhaus der Erde, einen Beitrag leisten

konnen, muss an anderer Stelle weiterentwickelt werden.

Absicherungsmentalitat

Die in der Gesellschaft weit verbreitete Absicherungs-
mentalitdt stellt eine groBe Hemmschwelle fiir den
Holzbau dar. Gerade bei relativ unkonventionellen
Bauweisen werden die Verantwortlichen durch Haftung
und mitunter auch durch Schuld in eine Art ,,Hosentra-
ger-Giirtel-Methode* getrieben. Dadurch erfahren die
Schutzziele hdaufig Vorrang vor nachhaltigen Ansdtzen.
Ein erheblich hoherer Aufwand und hohere Kosten so-
wie reduzierte Tatigkeiten sind die Folgen.
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Die Holzbaukonferenz hat gezeigt, dass gerade aus

Sicht der Politik Notwendigkeit einer ganzheitliche-

ren Betrachtung von Bauvorhaben sowie einer breiten

Aufklarung der Gesellschaft iiber die Notwendigkeit

von ressourcenschonendem und 6kologischem Bauen

besteht. Zudem sollten folgende Aspekte besondere

Beachtung finden:

e Kosten und Kostentragung (in Verbindung mit For-
derung bzw. deren Weiterentwicklung, Betrachtung
der gesamten Okobilanz, Verbindung von sozialen
und 6kologischen Aspekten)

e Vergaberechtsanpassung

e Materialverfiigbarkeit

e Baurechtanpassung (inshesondere Genehmigungs-
verfahren und Zulassungen)

e Fachkrédftemangel

e Aus- und Weiterbildung

e Erfahrungsaustausch zu Praxiserfahrungen und Ver-
netzung der Akteur*innen

e objektive Entscheidungsabwdgung sowie breite und
intensive Kommunikation

Die genannten Aspekte sind nicht allein auf kommuna-

ler Ebene zu bewadltigen bzw. zielorientiert ausrichtbar.

Auch auf Bund- und Landerebene miissen die Rahmen-

bedingungen und Umsetzungsprozesse angepasst und

dynamisiert werden, um den Holzbau wirklich voran-
zubringen. Hier ist es auch an der Stadt Potsdam, sich
bei Bund und Land fiir bessere Rahmenbedingungen
einzusetzen.

Aktivitaten wie die Holzbau-Initiative Potsdam kdnnen
Musterbeispiele fiir Best Practice sein, die aus der
Praxis Eingang in den Rechts- und Handlungsrahmen
finden kénnen. Daher wird die Einfiihrung einer Task
Force Holzbau Potsdam vorgeschlagen, die sowohl eine

beratende Funktion innehaben als auch in der Ent-
wicklung und Umsetzung konkreter und zielorientierter
Entwicklungs- und Handlungskonzepte zum Einsatz
kommen soll.

Steckbrief Task Force Holzbau Potsdam

Ort:

Im Rathaus Potsdam agierend, als Schnittstelle zwi-
schen diversen Projektakteuren sowie Politik und Ver-
waltung

Ziele und Mafinahmen:

e Entwicklung eines zielorientierten Entwicklungs-
und Handlungskonzepts

¢ Anwendung/Entwicklung eines lokalen/kommu-
nalen Bilanzierungstool fiir die nachhaltige Wirk-
samkeit des Holzbaus (auf Basis des Masterplans
Klimaschutz) sowie eines darauf aufbauenden
einheitlichen Zertifizierungssystems

e Festlegung von Regel-Details und Musterlosungen
auf Basis von Best-Practice-Erfahrungen

e Nutzung der Holzbau-Initiative als Sogwirkung fiir
die Fachkrdftesammlung

e Aus- und Weiterbildungsangebote fiir die Verwal-
tung, den Kommunalen Immobilienservice und
kommunale Unternehmen

e Forcierung von Konzeptvergaben in 6ffentlichen
Ausschreibungen

e Musterprojekt: Integration des Holzbaus in den
Masterplan Schlaatz 2030

e Evaluierung von weiteren Holzbauprojekten

e Wissenstransfer aus der Praxis in die Verwaltung
und die Stadtverordnetenversammlung

e Abgabe von Handlungsempfehlungen von kommu-
naler Ebene auf Landes- und Bundesebene

Dokumentation

Nutzungen:
Zustandig und nutzbar fiir das gesamte Stadtgebiet der
Landeshauptstadt Potsdam

geplante Grdfe:

idealerweise bestehend aus einem Biirobereich fiir
mindestens 2-3 Personen plus ein Besprechungsraum
sowie ggf. auch eine Art Ausstellungsraum

maogliche Projektfiihrung:

wahlbar aus dem Geschéftsbereich 4, Stadtentwick-
lung, Bauen, Wirtschaft und Umwelt, der Landeshaupt-
stadt Potsdam

aufgezeichnet von
Dr. Jorg Lippert und Ricarda Budke
Thementisch Politik
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Themenfeld Produktion

Wie kénnen Holzbauprojekte

TOP 3.1

aus Sicht der Produktion kiinftig besser gelingen?

Mafnahmen zur Optimierung von Ausschreibungs-
verfahren fiir Holzbauprojekte

Der moderne Holzbau zeichnet sich durch die Produk-
tion von Bauelementen im Werk des Holzbauunter-
nehmens mit einem hohem Vorfertigungsgrad aus. Die
mit der Vorfertigung verbundenen Vorteile liegen in der
Wirtschaftlichkeit und der gegeniiber konventionellen
Bauweisen hoheren Qualitat bei gleichzeitig geringeren
Maf3toleranzen. Diese vorgefertigte Bauweise erfordert
aber bereits in der Planungsphase eine Beriicksichti-
gung der Fertigung der Bauelemente, deren Transport-
logistik und deren Montage.

Die konventionellen Bauweisen, deren Kennzeichen vor
allem die Vor-Ort-Fertigung des Baukorpers ist, pragen
seit Jahrzehnten Gesetzgebung, Ausschreibungen und
Projektablauf. Fiir einen storungsfreien Planungs- und
Bauablauf ist bei allen vorgefertigten Bauweisen die
tibliche Projektorganisation mit den voneinander losge-
l6sten Schritten Planung, Ausschreibung, Fertigung und

Montage eine grof3e Herausforderung. Oft wird die Holz-

baukompetenz zu spat oder gar nicht in den Planungs-
prozess eingebunden. Den meisten Architekt*innen
und Ingenieur*innen fehlt relevantes Wissen fiir eine
holzbaugerechte Ausfiihrungsplanung.

Um diesem Umstand entgegenzuwirken, sollte eine
Person mit Holzbauexpertise friihzeitig in die Planung
eingebunden werden. Dies ist in den gangigen Aus-
schreibungsmodellen jedoch nicht vorgesehen. Ein
offentlicher Bauherr ist an die nationalen — bei grof3e-
ren Vorhaben auch an die europdischen — Vergabericht-
linien gebunden, denen die Grundséatze der Wirtschaft-
lichkeit, der Transparenz, des Wettbewerbs und der
Gleichbehandlung zugrunde liegen. Wie sich Aus-
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schreibungsverfahren aufbauend auf den existierenden
gesetzlichen Rahmenbedingungen fiir das Bauwesen im
Rahmen der giiltigen nationalen Honorar- und Vergabe-
ordnung anpassen lassen, untersuchte das europdische
Forschungsprojekt Leanwood (Ergebnisse unter www.
leanwood.eu). Danach wire eine Variante, die Material-
wahl Holz bei der Ausschreibung vorzugeben und die
Systemwabhl offen zu lassen, wobei der hohe Vorferti-
gungsgrad als Teil der Losung in die Bewertung einflie-
Ben sollte. Der Wettbewerb wird als interdisziplindrer
Planungswettbewerb konzipiert, um das Planungsteam
aus Architekt*innen und Fach- und Sonderplaner*innen
von Beginn an zu vereinen und gleichzeitig alle fiir den
vorgefertigten Holzbau wichtigen Planungsthemen in
den friihen Entwurfsphasen zu kldren.

Digitale Losungen etablieren

Um dem Potential des Holzbaus gerecht zu werden,
Gebdude aus Holz nachhaltig, Ressourcen schonend
und in hochster Qualitdt in kurzer Bauzeit zu errichten,
miissen die architektonische Planung und die Ausfiih-
rungsplanung in einem digitalen aufeinander aufbauen-
den Planungsprozess erstellt werden. Derzeit zeigt die
Praxis, dass bei der Planung eines Holzbaus nach dem
bisherigen, klassischen Leistungsphasenmodell gemaf
HOAI bei jedem Ubergang in die nichste Leistungspha-
se ein erheblicher Datenverlust iiber die Schnittstellen
passiert.

Die Schnittstellen zwischen Architektur und Ingenieur-
programmen sind oft nicht ausreichend ausgebildet, ein
Verlust an Daten ist daher hdufig unvermeidbar. Diese
Datenverluste in den Schnittstellen verursachen unno-
tige Kosten und verzogern den gesamten Planungs- und
Abwicklungsprozess erheblich.

Eine Moglichkeit, diesen Verlust an Daten zu verhin-
dern, ware die Ausschreibung eines Holzbauprojekts
als GU/ GU-Vergabe, wihrend Bietergemeinschaften
aus Architekt*innen, Projektentwickler*innen und

einer Holzbaufirma als GU fiir eine Entwurfsplanung
eingeladen und die Nutzung digitaler Planungstools
(BIM) vorgegeben wiirden. Der aus dem Wettbewerb
hervorgehende Gewinner mit dem besten Entwurf hatte
dann eine sehr gute Grundlage fiir die Ausfiihrungs-
planung des Projekts, da das Holzbausystem bereits
ein wesentlicher Bestandteil der Entwurfsplanung ware.
Architekt*innen und Holzbaufirma hatten somit von
Beginn an ein abgestimmtes digitales Gebaudemo-

dell entwickelt, das sie verlustfrei in die Werkplanung
tiberfiihren konnten. Das Gebdudemodell kdnnte in der
Ausfiihrungsplanung mit Informationen gefiittert wer-
den, sodass weitere Leistungen wie die TGA- und Land-
schaftsplanung iiber kollisionspriifungsfahige Systeme
eingebunden wiirden. Zusatzlich wére es maéglich, die-
ses Modell in eine As-built-Dokumentation mit Material-
kataster tiberzufiihren. Somit konnte auf einfache Weise
ein digitaler Gebdauderessourcenpass erstellt werden.

Weiteres Optimierungspotential liegt im digitalen
Genehmigungsprozess. Dafiir sollten in den Genehmi-
gungshehdrden die notwendige und leistungsfahige
Infrastruktur aufgebaut sowie ein geeignetes digitales
Bauantragsverfahren entwickelt und eingefiihrt werden.

Dokumentation

Vereinfachungen von Verwaltungsvorschriften und
Richtlinien fiir den Holzbau

Holzwirtschaft sowie Architekt*innen und Ingenieur*in-
nen kritisieren die aktuell giiltige Muster-Holzbaurichtli-
nie (MHolzbauRL; 2021) als unpraktikabel und nicht den
Stand der Technik abbildend (Hinweise zur MHolzbauRL
siehe unten). Neben den gestalterischen, planerischen
und brandschutztechnischen Hemmnissen gibt es aus
Sicht der Produktion von Holzbauelementen weitere
regulatorische Hindernisse, die auf die Realisierbarkeit
der Holzbauweise wirken:

Eine erhebliche Erschwernis fiir Holzbauunternehmen
ergab sich mit den Anderungen der Musterverwal-
tungsvorschrift Technische Baubestimmungen (MVV

TB 2020-2). Hier vollzog die Bauministerkonferenz die
nicht begriindete Streichung von Bauarten nach Kapitel
A 2, Ifd. Nr. A 2.2.1.4 (also feuerwiderstandsfihige Bau-
teile in Massivholzbauweise, Auflenwandbekleidungen
aus Holz und Holzwerkstoffen nach Muster-Richtlinie
iber brandschutztechnische Anforderungen an Bauteile
und AuBBenwandbekleidung in Holzbauweise — M-Holz-
BauRL:2020-10) aus der Liste der Bauarten nach MVV
TB, C 4, Ifd. Nr. C 4.1 und C 4.2. Mit dieser Streichung
kann es fiir Bauteile nach MHolzbauRL keine allgemei-
nen bauaufsichtlichen Priifzeugnisse (abP) mehr geben.
Die Inhaber solcher bislang anwendbaren abP miissen
die Umwandlung der abPs in allgemeine Bauartgeneh-
migung (aBG) in die Wege leiten. Fiir die Erteilung einer
aBG veranschlagt das Deutsche Institut fiir Bautechnik
(DIBt) derzeit etwa drei Jahre. Mit zunehmender Zahl
von Antragen kdnnte sich diese Zeitspanne u.U. auch
noch verldngern. Es entstehen zudem die bereits oben
genannten Probleme mit der Ausstellung von aBGs, die
auf nur in einigen Bundesldndern giiltigen Anforderun-
gen basieren.

In der Folge miissen fiir viele Bauvorhaben zwischen-
zeitlich vorhabenbezogene Bauartgenehmigungen
(vBG) erstellt werden. Die Erteilung zahlreicher vBGs
diirfte die Bauaufsichtsbehdrden der Lander erheblich
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belasten und zu Verzégerungen bei der Planung sowie
nicht unerheblichen Mehrkosten bei den Unternehmen
fiihren. Den Priifsachverstandigen ist zudem oft nicht
klar, was sie im Falle einer vBG zu priifen haben.

Die Losung der aktuell verfahrenen Situation obliegt
der Bauministerkonferenz (ARGEBau) sowie dem DIBt.
Die ARGEBau sollte abPs als Erganzung zur MHolzbauRL
zulassen und verfiigen, dass Anwendbarkeitsnachweise
wie aBGs produktneutral fiir alle normierten Bauteile
gelten. Das DIBt sollte die Verfahren fiir aBGs beschleu-
nigen. Die ARGEBau bzw. infolge die Bauministerien der
Lander sollten bis zur Verdffentlichung einer {iberarbei-
teten MHolzbauRL fiir bauordnungsrechtliche Anforde-
rungen gemdf MVV TB Abweichungen nach § 85a Abs. 1
Satz 3 MBO zulassen®.

Weitere Handlungsempfehlungen:

e Bemessung iiber Abbrand inkl. Raumabschluss
generell formulieren; nicht zu konservativ

e sichtbare Holzoberflachen aus der Konstruktion
tiber 25% zulassen

e Dammung aus NaWaRo fiir Gebdudeklassen (GK) 4
und 5 zulassen

e Brandabschnitte » 400 m2 zulassen

e Holzfassade in GK 4 und 5 zulassen
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Quellen:

www.leanwood.eu
https://www.dibt.de/de/aktuelles/meldungen/nach-
richt-detail/meldung/muster-richtlinie-ueber-brands-
chutztechnische-anforderungen-an-bauteile-und-aus-
senwandbekleidungen-in-holzbauweise-mholzbaurl

* Aktuell sind Abweichungen mit Fufnote 2 zu A 2.2, Ifd.

Nr. A.2.2.1.2 in der MVV TB ausgeschlossen

aufgezeichnet von
Hendrik Reichelt und Peter Miinn,
Thementisch Produktion

Themenfeld Bauherrenschaft

Wie kénnen Holzbauprojekte

Dokumentation

aus Sicht der Bauherrnschaft kiinftig besser gelingen?

Nachhaltigkeit zum Grundsatz fiir die Errichtung und
den Betrieb von Gebduden zu machen, ist sozial und
wirtschaftlich. Bauherr*innen nehmen ihre gesell-
schaftliche Aufgabe wahr und leisten einen Beitrag zum
Klimaschutz. Dafiir sind die Voraussetzungen in der
kommunalen Wohnungswirtschaft, bei genossenschaft-
lichen Wohnungsgesellschaften, kommunalen und
landeseigenen Baubetrieben sowie in der privaten Woh-
nungswirtschaft und bei Einzelakteur*innen denkbar
unterschiedlich. Wohnungsneubau, Bestandsgebdude,
Gebdude der sozialen und technischen Infrastruktur,
Bildungs- und Kulturbauten, kleine und grof3e Hau-

ser, geforderte und nicht geférderte Baumafinahmen,
wirtschaftliche Moglichkeiten und Zwénge, Unterneh-
mensstrukturen, Anzahl von Mitarbeiter*innen, Zugang
zu Fachkraften und vieles mehr beeinflussen den Fokus
jedes Einzelnen bei der Umsetzung von Projekten.

Lassen sich pflichtige Bauaufgaben auf Bundes-, Lan-
des- und Kommunalebene mit festen qualitativen Stan-
dards durch o6ffentliche Mittel finanzieren, so miissen in
der Wohnungswirtschaft aus Baukosten resultierende
kostendeckende Mieten auf ihre soziale Vertraglichkeit
gepriift werden.

CO2-neutraler Holzbau - gar CO2-minimierend — ist
baulich, technisch, funktional und gut gestaltet schon
jetzt umsetzbar, aber leider nicht fiir jeden finanzierbar.
Verantwortungsvolles und soziales Bauen bedeutet
aber auch, nicht nur die Baukosten und die Nettokalt-
miete, sondern auch die Betriebskosten und damit die
durch die Mieter*innen zu tragenden Nebenkosten in
die Investitionsentscheidung einzubeziehen. Hier bietet
die Holzbauweise mit seinen hohen erzielbaren Energie-
standards Potential, welches bei der bisher {iblichen

reinen Baukostenbetrachtung moglicherweise nicht
gehoben wird.

Wir fordern keine Sonderlosungen fiir Einzelne, sondern
eine Strategie mit konsensfdhigen Kriterien zur Errich-
tung von Gebduden aus Holz sowie passgenaue und
verldssliche Férderbedingungen fiir alle. Entscheidend
fur das Klima ist nicht, wer baut, sondern was gebaut
wird. Das Ziel muss es sein, eine nachhaltige Form des
Bauens fiir jeden gleichermafRen moéglich zu machen
und dabei den Zugang zu Fachkompetenz, zu nachwach-
senden Rohstoffen, zu 6kologischen Materialien und zu
finanziellen Mitteln niedrigschwellig, klug und sozial
vertraglich zu gestalten.

Wir kennen die Leistungsfahigkeit des Baustoffs Holz.
Schon Generationen vor uns haben Hauser, Briicken,
Damme und Flugzeuge in Holz gebaut. Vieles davon hat
Jahrhunderte tiberdauert, ist nach wie vor nutzbar und
ganz nebenbei schon anzusehen.

Wir wissen, dass sich mit natiirlichen Dammstoffen,
einfach l6sbaren Bauteilverbindungen und mehr Regio-
nalitdt in der Rohstoffgewinnung die Nachhaltigkeit von
Holzh&dusern weiter erhdhen lasst, aber nur durch den
Einsatz regenerativer Energien im Betrieb machen wir
ein Gebdude klimaneutral. Die spiirbaren Klimaverande-
rungen und nicht zuletzt die Energiekrise machen deut-
lich, dass wir unsere Bemiihungen auch hier nochmals
verstdarken miissen.

Durch die Einfiihrung der Okobilanzierung im Quali-

tatssiegel fiir nachhaltige Gebdude findet die Lebens-
zyklusbetrachtung eines Gebdudes bereits Eingang in
die Bundesforderung fiir effiziente Gebaude (BEG). In
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den kommenden Jahren werden sich Neubauten und
Sanierungen am niedrigen CO2-Ausstof} bei Errichtung
und im Betrieb messen lassen miissen.

Wir bieten mit der Teilnahme an der Holzbau-Initiati-

ve Potsdam an, uns aktivan einem Wandel in unserer
Baukultur zu beteiligen und unsere Erfahrungen und
unseren Willen zur Umsetzung von nachhaltigen Neu-
bau- und Sanierungsprojekten auch aus Holz einzu-
bringen. Als Bauherren betreiben wir (zumindest meist),
was wir errichtet haben, deshalb miissen Lésungen
langfristig tragfahig und wirtschaftlich auch im Sinne
der Nutzer*innen sein.

Wir leisten bereits jetzt mit hybriden Bauformen einen
sinnvollen Beitrag. Schon die bewusste Auswahl von
Materialien mit Blick auf ihren 6kologischen Fuf3-
abdruck, ihre Robustheit, ihre technischen Anforde-
rungen und ihre Nutzungsintensitaten ist nachhaltig.
Holz in Kombination mit modularer Bauweise und in
serieller Herstellung wirkt zudem materialreduzierend,
zeitsparend und kosteneffizient. Jedoch verursachen
CO2-Bilanzierungen und Gebdude-Zertifizierungen eine
Erh6hung der Baunebenkosten und scheinen vielfach
zundchst dem Wissenszuwachs der Planer*innen zu
dienen.

Wir unterstiitzen

e die Ansiedlung eines Kompetenzteams aus Pla-
nung, Holzindustrie und Genehmigungsbehorden
als Beratergremium fiir Bauherr*innen in der Stadt-
verwaltung

e die CO2-Bilanzierungen auf Quartiersebene, z. B.
durch Fortschreibung der Masterplanung Schlaatz
im Rahmen eines KfW432-Sanierungsmanagements

e  Machbarkeitsstudien fiir serielle Sanierungen und
Aufstockungen im Plattenbaubestand

e die Erarbeitung von Typenprojekten als nachah-
mungswiirdige Projekte zur sozialen Infrastruktur
(Schule, Kita) und im Wohnungsbau

e die Anpassung eigener Standards und Aufgaben-
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stellungen, um Projektpotentiale fiir Holz zu schaf-
fen (zu komplexe Anforderungen an Grundrisse
verhindern Systemvarianten)

e Hybridbauten als Zwischenlésungen

Wir benétigen

e einheitliche Rahmenbedingungen fiir Holzbau

e einen Fokus auf die Grof3e ,,CO2“ als Bemessungs-
grundlage fiir Nachhaltigkeit

e eine CO2-Minimierungsforderung als Bundes-,
Landes- und kommunale Férderung — z. B. dhnlich
der Stddtebauférderung (mit moglichen Spitzenfor-
derungen)

e verldssliche Férder- und Finanzierungsbedingun-
gen, die eine Umsetzung von Gebduden aus Holz
moglich machen, da eine friihzeitige Entscheidung
fiir den Holzbau schon in der Vorplanung notwendig
ist

e Forderprogramme fiir Pilotprojekte

e Vergaberichtlinien und Férderbedingungen, die
auch offentlichen Auftraggeber*innen ermoglichen,
rechtssichere Verfahren durchzufiihren, die z. B.
Generaliibernehmerleistungen und friihzeitige
Bindung der Baupartner ermoglichen, ohne dabei
forderschadlich zu wirken

e  Fachkrdfte mit Expertise im Holzbau fiir Planung,
Bauausfiihrung und den Betrieb von Gebduden

o effiziente Genehmigungsverfahren mit geschulten
Verfahrensbeteiligten

e Typenprojekte mit Typenbaugenehmigungen, z. B.
fiir eine Aufstockung des WBS 70, die nur bei hoher
Wiederholungsanzahl wirtschaftlich werden; Ent-
wicklung von Pilotprojekten auf Bundesebene

e |nstrumente zum Monitoring fiir ausgewdhlte Pro-
jekte

aufgezeichnet von
Sandra Jacob und Gregor Heilmann,
Thementisch Bauherrnschaft

Themenfeld Planung

Wie kénnen Holzbauprojekte
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aus Sicht der Planung kiinftig besser gelingen?

Der Einsatz von Holz beim Bauen besitzt gro3es Poten-
zial sowohl fiir die dringend notwendige Dekarbonisie-
rung des Bausektors und somit auch fiir die Erreichung
der Klimaziele der Bundesregierung als auch fiir zukinf-
tige Bauaufgaben, wie beispielsweise die Nachverdich-
tung bei der Innenentwicklung der Stadte und An- und
Aufbauten im Bestand.

Damit der Holzbau im Sinne des nachhaltigen Bauens
erfolgreich durchgefiihrt wird, sind alle Akteur*innen
der Bau- und Immobilienbranche gefragt. Die Politik
wird dazu aufgerufen, innovative Losungen baustoff-
ibergreifend zu fordern und die ganze Bandbreite
alternativer biobasierter Werkstoffe im Blick zu haben.
An Planer*innen, Bauherr*innen, Investor*innen und
Projektentwickler*innen geht der Appell, die Vorteile
unterschiedlicher Werkstoffe im Sinne der Nachhaltig-
keit zu kombinieren. Losungsansatze sind das einfache
und robuste Bauen und eine integrale Planung. Nicht
zuletzt sollen die Zusammenarbeit {iber die gesamte
Wertschopfungskette gestarkt und der Austausch sowie
gegenseitiges Verstdandnis gesteigert werden.

Um den Holzbau wirklich in die Breite zu bringen, sollen
Verordnungen und DIN-Normen auf deren Vereinfachung
untersucht und an einfache Bauweisen und Riickbau-
barkeit angepasst werden. Wie in allen Bereichen des
Bauens, hat sich auch im Holzbau die Normung ver-
selbstdndigt und tragt zu libermafligem Ressourcenver-
brauch und hoheren CO2-Emissionen bei.

Ubertriebenes Sicherheitsdenken und iiberhhte An-
forderungen an Brandschutz und Bauwerkssicherheit
fiihren zu erhohtem Einsatz von Material und Technik
und stehen so im Spannungsfeld mit dem Schutzziel Kli-

maschutz. Alle Forderungen aus Normung und Gesetzen
missen in Zukunft auch auf ihre Umwelteinfliisse ge-
priift und bewertet werden, um die Klimaziele der Bun-
desregierung erreichbar zu machen. Viele 6konomische
Aktivitaten sind von ihren Umwelteinfliissen entkoppelt,
dariiber hinaus werden umweltschddliche Systeme und
Ressourcenverschwendung durch die Gesetzgebung
nicht nur erlaubt, sondern sogar gefordert.

Hiirden
Brandschutz

Aktuelle Fassung der Muster-Holzbaurichtlinie (MHolz-
BauRL)

Die MHolzBauRL soll als Regelwerk die Realisierung von
Holzbauten in den Gebiudeklassen (GK) 4 und 5 verein-
fachen. Der aktuelle gesellschaftliche und politische
Wille ist es, CO2-neutrale Gebdude aus Holz zu bauen,
um so dem 1,5°C-Ziel ndher zu kommen. Die Einfiihrung
der MHolzBauRL hat aber aktuell zur Folge, dass die
eigentlich sehr gute CO2-Bilanz von Holzbauten durch
eine Voll- bzw. 75%-Kapselung konterkariert wird und
sich die CO2-Bilanz durch die Kapselung der Wand-
bzw. Deckenflachen um fast 40% verschlechtert. Eine
Einfiihrung der MHolzBauRL in der derzeitigen Fassung
erscheint im Sinne der Nachhaltigkeit bei der Um-
setzung von Holzbauten nicht zielfiihrend. Eine Nach-
besserung der MHolzBauRL ist mit folgendem Inhalt zu
unterstiitzen:

1. Nachbesserung: Hei3bemessung

Aktuell ist nach MHolzbauRL eine HeiSbemessung nur
fiir hochfeuerhemmende Bauteile méglich. Die HeiBbe-
messung sollte auf Holzmassivbauteile mit der Anforde-
rung feuerbestdandig erweitert werden.
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Begriindung:

Bei Bauvorhaben der GK5 ist eine holzsichtige Ausfiih-

rung aktuell nur mit einer allgemeinen Bauartengeneh-

migung (aBG) méglich, die aufgrund von Anderungen

der Musterverwaltungs-Vorschrift Technische Bau-

bestimmungen (MVV TB 2020-2) praktisch jedoch erst

nach dreijdhriger Priifung erteilt wird. Dies fiihrt zu:

e Mehrkosten durch die Einschrdankung der zugelas-
senen Produkte

e Einschrdankung der Materialverfiigbarkeit; aktuell
gibt es nur eine CLT-Decke, die {iber eine allgemeine
Bauartengenehmigung verfiigt

Alternativ kann eine eigene vorhabenbezogene Bauar-

tengenehmigung (vBG) beantragt werden. Dies fiihrt zu:

e unkalkulierbarem Zeitverzug durch die Genehmi-
gungvon 12-24 Monaten

e Kostenerhbhung

2. Nachbesserung: Holzsichtigkeit

Aktuell sind die holzsichtigen Oberflachen der raum-
abschlieSenden Bauteile auf max. 25% begrenzt, un-
abhédngig von der GroBe der Nutzungseinheiten. Diese
Begrenzung sollte aufgehoben bzw. an die Gréf3e der
Nutzungseinheiten angepasst werden:

100% Holzsichtigkeit

e 100 m2<NE<150m2 75% Holzsichtigkeit

e 150 m2<NE<200m250% Holzsichtigkeit

e NE<100m2

Begriindung:

Der Anteil der holzsichtigen Oberfldchen sollte sich an
der Grof3e der Nutzungseinheiten orientieren, da in
kleinen Nutzungseinheiten die mobilen Brandlasten we-
sentlich geringer sind als in grofien Nutzungseinheiten.
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3. Nachbesserung: Grofie Nutzungseinheiten

Aktuell sind nur Nutzungseinheiten mit einer Gréf3e von
max. 200 m2 zuldssig. Diese Gré3envorgabe geht von
einem Wohngebdude mit spezifischen mobilen Brand-
lasten aus. Fiir andere Nutzungen, wie Biirobauten in
Holzbauweise, sollte die zuldssige Grof3e auf mind. 400
m2 angehoben werden.

Begriindung:
Die mobilen Brandlasten im Biirobau liegen bei ca. 60%
der Brandlasten des Wohnungsbaus.

4. Nachbesserung: Dimmstoffe

Aktuell sind nur nichtbrennbare Dammstoffe mit einem
Schmelzpunkt » 1000°C zuldssig (Pkt. 3.4 Dammstoffe).
Diese Einschrankung sollte aufgehoben werden.

Begriindung:

Die Festlegung auf nichtbrennbare Ddmmstoffe mit
einem Schmelzpunkt > 1000°C verhindert eine Nutzung
von nachhaltigen und dkologisch unbedenklichen
Ddmmstoffen aus NAWAROS. Eine Substituierung von
endlichen durch nachwachsende Rohstoffe, wie Holz-
faser, Stroh und Zelluloseddmmung, wird so unméglich
gemacht.

5. Nachbesserung: Brandschutzbekleidungen

Aktuell sind hierfiir nur Gipsfaserplatten zuldssig (Pkt.
4.2 Brandschutzbekleidungen). Diese Einschrankung
sollte aufgehoben werden.

Begriindung:

Die Festlegung auf Gipsfaserplatten als Brandschutzbe-
kleidung ist das Gegenteil von ,,nachhaltig®. Ein Einsatz
von tatsdchlich nachhaltigen, fast CO2-neutralen Lehm-
bauplatten wird so unméglich gemacht.

Schallschutz

Aktuelle rechtliche Grundlage

Die rechtliche Grundlage fiir den Schallschutz im Hoch-
bau hat sich 2017 gedndert. Bis 2017 wurden die An-
forderungen in der Musterbauordnung (MBO) und den
daraus abgeleiteten Landesbauordnungen beschrieben.
Im August 2017 verdffentlichte das Deutsche Institut
fiir Bautechnik (DIBt) die Musterverwaltungsvorschrift
Technische Baubestimmungen o1/2017 (MVV TB). Die
MVV TB ersetzt die Bauregellisten und gibt Technische
Baubestimmungen an, die bei der Erfiillung der Grund-
anforderungen an Bauwerke zu beachten sind, unter
anderem auch den Schallschutz im Hochbau.

Derzeit wird die MVV TB in Landesrecht umgesetzt (Ver-
waltungsvorschrift Technische Baubestimmungen des
jeweiligen Landes — VV TB). Die Bundesldnder haben
damit die Moglichkeit, landerspezifische Anpassungen
und Erganzungen vorzunehmen. Mit der 6ffentlichen
Bekanntmachung der VV TB werden die Technischen
Baubestimmungen zu bauaufsichtlichen Mindestanfor-
derungen.

Mindestanforderungen an den Schallschutz

Die DIN 4109 Teil 1 regelt die bauaufsichtlichen Mindest-
anforderungen an den Schallschutz im Hochbau. Diese
Norm ist bauaufsichtlich eingefiihrt und somit rechtlich
bindend. Es gilt in allen Bundeslandern die DIN 4109-
2018:01. Dieser Nachweis ist bauaufsichtlich zum Zeit-
punkt der Genehmigung geschuldet und ausreichend.

Anerkannte Regeln der Technik (aRdT)

Die aRdT liegen aktuell meist tiber den bauaufsicht-
lichen Mindestanforderungen. Sie sind grundsétzlich
einzuhalten, auch wenn keine schriftliche Vereinbarung
zwischen Bauherr*in und Planer*in vorliegt. Laut eines
Urteils des Bundesgerichtshofs (BGH) ist beim Schall-
schutz als aRdT ein ,,iiblicher Komfort*“ geschuldet.
Nach Auffassung des BGHs entspricht dies einer Schall-
schutzqualitat, die dadurch gekennzeichnet ist, dass
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die Bewohner*innen ,,im Allgemeinen Ruhe finden“.
Derzeit liegt allerdings noch kein abschlief;endes Urteil
vor, aus dem hervorgeht, welche konkreten Werte nun
juristisch die aRdT darstellen. Es werden jedoch Emp-
fehlungen ausgesprochen.

Wohnungsbau in Standardqualitdt

Fiir den gangigen Wohnungsbau bzw. fiir Eigentums-
wohnungen mit ,,iiblichen Qualitdts- und Komfort-
standards“ ist das Beiblatt 2 zur DIN 4109 von 1989
anzuwenden. Dies ist beim Massivbau relativ einfach
und ohne wesentliche Mehrkosten einzuhalten. Im Holz-
bau ist der gleiche Standard selbstverstandlich auch
technisch realisierbar, allerdings zu tiberproportional
hoheren Kosten. Vor dem Hintergrund des Kostendrucks
beim sozialen Wohnungsbauvorhaben sollte deshalb
darauf geachtet werden, dass die Schallschutzanforde-
rungen nicht tiber die Mindestanforderungen hinaus-
gehen.

Vorschlag zur rechtssicheren Umsetzung
Wohnungsbaugesellschaften und Genossenschaften
haben die Méglichkeit, diese Beschaffenheit — nur ge-
setzlich geschuldeter Schallschutz — im Mietvertrag klar
zu beschreiben, und schulden somit nicht den erhéhten
Schallschutz nach den aRdT. Dieses Verfahren wendet
zum Beispiel die Berliner Wohnungsbaugesellschaft
HOWOGE bei ihren Holz- bzw. Holzhybridprojekten an.
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Lésungen
Gebdudeklasse E

Kostenoptimierung durch Reduzierung auf fiir das
Bauwerk notwendige Normung durch Einfiihrung der
Gebdudeklasse E in der Landesbauordnung (Vorschlag
der Bayerischen Architektenkammer)

Auszug aus der Expertenanhérung ,,Gebdudetyp E am
28.06.2022 im Bayerischen Landtag* von Prof. Lydia
Haack zur Initiative ,,Gebdudetyp E“:

»Mittels des neu einzufiihrenden ,,Gebdudetyps E*“
sollen all jene Versuche experimentell mdglich werden,
die dazu beitragen, nachhaltige Gebdude maoglichst
kostengiinstig zu bauen. Der Gebdudetyp E ermdglicht
es, im Rahmen der Nomenklatur der Gebdudeklassen
Projekte einfach, aber trotzdem sicher ausfiihren zu kén-
nen. Fiir Gebdude des Typ E soll verbindlich nur der Text
der Bayerischen Bauordnung gelten. Auf Ebene des BGB
miisste eine Offnungsklausel eingefiihrt werden, die es
den Vertragsparteien ermaglicht, befreit von den allge-
mein anerkannten Regeln der Technik zu planen und zu
bauen. Diese flankierende zivilrechtliche Absicherung
auf Bundesebene ist entscheidend, damit Unternehmer
und Bauherren individualvertraglich eine entsprechen-
de Beschaffenheitsvereinbarung — losgeldst von den
allgemeinen Regeln der Technik — eingehen kénnen.

Fachkundige Bauherren und Planer sollen die Chance
erhalten, sich selbst auf die fiir notwendig erachteten
Standards zu verstéindigen. Selbstversténdlich gelten
die in der Bauordnung verankerten Schutzziele (Stand-
sicherheit, Brandschutz, gesunde Lebensverhiiltnisse
und Umweltschutz) fort. Fachkundige Bauherren hdtten
mit Einfiihrung dieses Gebdudetyps E auf Ebene der
Landesbauordnung die Freiheit, selbstbestimmt die not-
wendigen Abwigungsprozesse mit ihren Architekten zu
gestalten. Architekten und Ingenieure aller Fachrichtun-
gen wdren im Gegenzug in der Lage, durch planerische
Innovationen einen entscheidenden Beitrag zu leisten,
um zu erschwinglicherem Wohnraum fiir die Biirgerin-
nen und Biirger zu kommen. Der Gebdudetyp E kénnte
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daher ein wirkungsvoller Beitrag auf dem Weg sein, die
erforderlichen Wohnungsbauziele ohne Abstriche bei
der Nachhaltigkeit zu erreichen.

Die Bayerische Architektenkammer ist derzeit im
Prozess, den Gebdudetyp E in der Landesbauordnung
zu implementieren. Details kdnnen direkt mit der BYAK
abgestimmt werden.

Pilotprojekt ,,Am Schlaatz* in Potsdam mit Vorbildwir-
kung

Ein Pilotprojekt, das vorrangig im Wohnungsbau die
Typen Neubau, Nachverdichtung, Sanierung und Auf-
stockung abdeckt, kénnte ,,Am Schlaatz* vorbildhaft
umgesetzt werden. Das Projekt erhdlt zusédtzliche
Wirksamkeit, indem aus der Siedlung Schlaatz durch
die Manahmen ein eigenstdndiges Quartier wird und
erganzendes Gewerbe und Kultur sowie eine Quartiers-
garage in Holz zusdtzliche Anwendungsmaoglichkeiten
des Baustoffs aufzeigen.

Die strukturell und stadtebaulich beste Losung wird in
einem Wettbewerb ermittelt, die Malnahmen werden
in einem Mix aus Akteur*innen umgesetzt (Kommunen,
Genossenschaften, Baugruppen, Investor*innen, Bau-
industrie). Das Quartier soll eine Kraft aus stidtebau-
licher Setzung und qualitativ hochwertigen Projekten
erhalten und liber mindestens eine Generation als
Vorbild wirken.

Die Themen ,,Kreislaufwirtschaft und Lebenszyklus“,
»einfach Bauen“, ,,nutzungsneutrale Hiille“, und ,,Bau-
haus der Erde“ sind Grundziele; eine EU-Forderung als
ein Zukunftsprojekt des New European Bauhaus kénnte
erganzend wirken. Der Wert des Bodens und Eigentums-
verhdltnisse werden einbezogen. Die Umsetzung erster
ausgewdhlter Holzbau-Wohnprojekte kann nach § 34
BauGB erfolgen, wahrend parallel ein Bebauungsplan-
verfahren die weiteren Projekte baurechtlich ermég-
licht.

Handlungsempfehlungen:

1. Finanzierungsrichtlinien auf eine Lebenszyklusrech-
nung umstellen

2. Architekt*innen fiir mehr Baukultur und Akzeptanz
friihzeitig in die Industrialisierung der Prozesse ein-
binden

3. Vergaberichtlinien an die Produktionsweise des
Holzbaus anpassen, um vorkonfigurierte Gebdude
und andere Produktionsverfahren zu erméglichen

4. Honorarordnung an Holzbau/Vorfertigung anpas-
sen; Planungsteams und Bauindustrie friiher zu-
sammenfiihren, nicht immer neu zusammenstellen

5. Holzbau und Vorfertigung in die Ausbildung Stadt-
planung, Architektur und Ingenieurwesen integrie-
ren

6. Kompensation des Kostennachteils des Holzbaus
gegeniiber Massivbau (gesetzliche Erleichterungen,
Férderung) — Fairness der Technologien

7. Forschungsergebnisse und Praxiserfahrungen
zum Holz in Bezug auf Lebenszyklusberechnung,
Materialeffizienz, CO2-Bindung, schnelles Bauen,
Wirtschaftlichkeit und Bauqualitat transparent zu-
gdngig machen

8. konstante Kommunikation und Wahrnehmbarkeit
des Holzbaus: Aufzeigen der Vorteile des Holzes
in Bezug auf ESG, DGNB, CO2-Bilanz, Okobilanz,
Banken und Finanzierung

9. Erhohung der Transparenz; Verringerung der Kom-
plexitdt; ,,nicht brennbar“ als Knackpunkt

10. Aufnahme bzw. Besserstellung des Werkstoffs Holz
in den Forderrichtlinien

11. Bauen und seine Vorschriften in Deutschland ver-
einheitlichen und zur Bundes- statt Lindersache
machen

12. Erhéhung der Rechtssicherheit beim Holzbau

13. Novellierung der MHolzBauRL, um nachhaltigen
und ungekapselten Holzbau auch in den GK 4 und 5
realisieren zu kénnen

aufgezeichnet:

Prof. Amandus Samsge Sattler,
Michael Ziller und Philipp Koch,
Thementisch Planung
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Themenfeld Bautechnik

Bauen in planetaren Grenzen

Handlungskontext - Stand des Holzbaus - Ausrich-
tung

Der Holzbau ist technologisch in nahezu allen Gebau-
deklassen und Gebdudetypologien moglich und auch
gebaut. Auch wenn Hochhduser nur einen geringen Teil
des Bauens in Europa und Deutschland ausmachen,
zeigt sich in dieser Klasse doch das bautechnisch Mog-
liche. International sind Hochhduser mit sehr hohem
Holzanteil bis iiber 8o m gebaut, in Deutschland sind
mehr als 40 m realisiert. Aktuell laufen in Berlin, Ham-
burg und anderen Stddten Planungen fiir Holzhochhdu-
ser, die um die 100 m in der Hohe liegen. In dieser Klas-
se ist in Deutschland aktuell ein Holzanteil von ca. 50%
an der Konstruktion moglich, was leider noch nicht dazu
fiihrt, diese Gebdude in der Errichtung klimaneutral zu
erstellen. Dies ist in den Gebdudeklassen (GK) 4 und

15 1 400 2
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5 mit einer Reihe von Modellvorhaben hingegen nach-
gewiesen. Wenn man eine reine Holzbaukonstruktion
auf eine sehr betonarme Griindung setzt und auf Keller
verzichtet, ist es moglich, in der Errichtung klimaneutral
zu werden und Gebdude zu CO2-Senken zu machen.

Um Wirkung zu entfalten, muss eine Holzbau-Initiative
auf einen grof3en Anteil an Holz- und Holzhybridbauten
an den realisierten Gebduden (Holzbauquote sofort gro-
Ber 50% bzw. 90% bis 2050) und gleichzeitig auf einen
hohen Holzanteil (groBer 80%) auf der Gebdudeebene
setzen. Man konnte dies eine doppelte Holzbauquote
nennen.

Aktuell liegt die Anzahl der Holzgeb&dude im Bereich der
Geschossbauten noch im unteren einstelligen Prozent-
bereich. Um diese zu erh6hen, miissten Richtlinien wie

Treibhauspotenzial der Herstellung
in kg COz-Aqv. pro m? Brutto Geschossfidche

Holzbau +
Aktueller Planstand
D Konventionelle Bauweise

~ COp-Neutralitét in der Herstellung

Typenhaus | Stadt und Land

Ziegelbau | Stadt und Land

Ziegelbau mit Massivholzdecke Stadt u Land
Holz-Lehmbau | Stadt und Land

G1 Wohn- und Geschéftshaus | Ellener Hof
G5 Studierendenwohnheim | Ellener Hof
G8 GEWOBA Wohnungsbau | Ellener Hof
G10 GEWOBA Wohnungsbau | Ellener Hof
G23 Bremer Haus | Ellener Hof

G38 Wohnen und Kita | Ellener Hof

. GA49 Kita | Ellener Hof

Bremer Punkt | Stadt Bremen

Westkopf | Schumacher Quartier

Stidzeile | Schumacher Quartier

Hochhaus | Schumacher Quartier

® N GOM®N

N
orpp=ol

Vergleich der Klimawirkungen unterschiedlicher Konstruktionsweisen in der Errichtung anhand einer Reihe
geplanter Geb&ude in den GK 3 bis 5: konventionell (duBeres Polygon), aktuelle Planung (mittleres Polygon),
maximaler Holzanteil (inneres Polygon). Strichlinie Klimaneutralitdt = 0 To CO2 in der Errichtung (LCA Ph. A) ©,
Quelle: Studie Klimaneutrale Quartiere, Natural Building Lab TU Berlin
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die Musterholzbaurichtlinie weiterentwickelt werden,
um Konstruktionen zu vereinfachen und Preise in die-
sem Segment zu senken. Auch fehlt es an Kompetenz in
den Architektur- und Ingenieurbiiros sowie bei den be-
auftragenden und genehmigenden Behorden. Hier sind
Weiterbildungen nétig, auch kénnte Wissen iiber einen
bautechnischen Beirat zur Verfiigung gestellt werden.

Vision und Projekte

Das Ziel unserer Generation muss ein Bauen in planeta-
ren Grenzen sein. Hierzu ist vor allem der Fokus auf die
Transformation des Bestands zu setzen. Eine jahrliche
Sanierungsquote grofRer 5% ist anzustreben. Da, wo

es notig ist neu zu bauen, sollte dies nach Méglich-
keit in bestehenden Quartieren durch Aufstockungen
und Nachverdichtung bzw. Umnutzungen bestehender
Gebdude geschehen. Nur in Ausnahmefillen sollte

Erndhrung

Energie-

wende

Mobilitat

Infrastrukturen

Verkehrs-
wende
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auf Flachenreserven mit sich wandelnden Nutzungen
zuriickgegriffen werden, neues Bauland sollte moglichst
ausgeschlossen werden. In jedem Falle miissen Ein-
griffe in die Natur durch Renaturierung zu 100% ausge-
glichen werden. Der urbane Raum muss zur Anpassung
an den Klimawandel massiv begriint und Blau-Griine
Infrastrukturen miissen ausgebaut werden. Das Bau-
en als wesentlicher Teil urbaner Transformation muss
konform zu Begriinung, Entsiegelung und Biodiversitat
entwickelt und mit Themen wie Mobilitat und der Neu-
verteilung von freiwerdenden Verkehrsflachen synchro-
nisiert werden.

Nach der UBA RESCUE Studie 2019 miissen die Agrar-
und Bauwende miteinander gekoppelt werden, um
iber die Verwendung von nachwachsenden Rohstoffen
ressourcenintensive Baustoffe wie Stahlbeton, Stahl,
Gips und konventionelle Ddmmstoffe zu substituieren

Freizeit

Rohstoff- Industrie-
wende

Wohnen

Kommunikation

© Umweltbundesamt RESCUE Studie
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und iiber die langfristige ,,Einlagerung* der Ressourcen
Gebdude zu CO2-Senken zu machen.

Fiir das konkrete Bauen ist es notwendig, in die Kreis-
laufbauwirtschaft einzusteigen und das Bauen mit Holz
in der GK 4 und 5 in die Breite zu fiihren, da hier das
verdichtete Bauen der Zukunft liegt und sehr grof3e
Mengen an fossilen Ressourcen substituiert werden
miissen. Standardisierung im Sinne robuster Bau-
systeme und der Verzicht von Sonderkonstruktionen
werden zur Kostenreduktion im Holzbau beitragen.

Die Umsetzung des Holzbau Memorandums sollte als
kollaborativer, transdisziplindrer Prozess mit allen Be-
teiligten erfolgen. Gegebenenfalls ist es moglich, mit
dem Bundesbauministerium die gesamte Initiative als
Reallabor ,Holz-Bau-Wende Potsdam“ umzusetzen. Um
die oben genannten Ziele exemplarisch zu adressieren,
schldagt der Thementisch folgende konkrete Projekte als
Reallabore mit wissenschaftlicher Begleitung vor:

Transformation und Nachverdichtung von Grof3siedlun-
gen am Beispiel Schlaatz
Grof3siedlungen haben einen hohen Transformationsbe-

darf und gleichzeitig umfassendes Entwicklungspotenti-

al. Neben Fragen der energetischen Optimierung treten
die Anpassung der Wohnungsangebote an den Gesell-
schaftswandel, Erh6hung der Diversitdt im Sinne von
Arbeiten und Wohnen, soziale Infrastruktur und punk-
tuell auch die Nachverdichtung zutage. Der Holzbau hat

als flexible Skelettstruktur sowie schnell und emissions-

arm zu errichtende Bauweise grof3e Potentiale in der
Optimierung der Gebdudehiille, in der Aufstockung und
in der Erganzung mit Neubauten im Bestand. Das Real-
labor Schlaatz analysiert die mittel- und langfristigen
Potentiale, setzt aber parallel in Planung befindliche
Projekte umgehend in Holzbau um.
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Nachverdichtung im gemischten urbanen Gebiet - Ga-
ragengrundstiicke

In Potsdam West befindet sich eine Reihe von Garagen-
grundstiicken im urbanen Gebiet. Eine {ibergeordnete
Strategie konnte die Deckung der Bedarfe des Gebiets
steuern und ein quartiersiibergreifendes stadtebau-
liches Projekt umsetzen. Ein Clustern der Grundstiicke
konnte zur Umsetzung systematischer Losungsansatze
und somit zur Typisierung sowie zu mehr Wirtschaftlich-
keit fiihren.

Rechenzentrum 2.0 #Holz

Das Rechenzentrum ist als Beton-Skelettbau ein hoch
funktionales, robustes Gebdude. Als Pilotprojekt fiir die
Sanierung dieses Gebdaudetypus kdnnten die Sanierung
der Gebdudehiille sowie die vertikale und horizontale
Erweiterung untersucht werden.

Epizentrum Bauwende

Die Bauhaus Erde gGmbH realisiert im Jahr 2023 auf
dem Geldnde der Stiftung Waisenhaus ein Informations-
zentrum, das selber Prototyp fiir zukiinftiges Bauen
wird. Hier stehen regionale Wertschdpfungsketten und
das Bauen mit Laubholz sowie Rezyklaten im Vorder-
grund. Das Gebdude konnte friither Pionier und Ort

des Diskurses des Holzbau-Memorandums werden.
Weiterfiihrende Uberlegungen betrachten die Weiterent-
wicklung des gesamten Grundstiicks und suchen nach
einem Bauen in planetaren Grenzen, das die Klimaziele
2050 erfiillt.

Neubaugebiet Krampnitz

Fiir das Entwicklungsgebiet Krampnitz sollte bei weite-
ren Planungen der Holzbau eingefiihrt werden. So kénn-
ten die Wirkungen des Holzbaus mit ,,konventionellen“
Planungen am gleichen Standort verglichen werden.

Konkrete Handlungsempfehlungen

Der Thementisch hat eine Reihe von konkreten Vor-
schlagen zur Umsetzung im Rahmen des Memorandums
erarbeitet, die in der Folge stichpunktartig aufgefiihrt
werden.

Handlungsebene Politik und Verwaltung

e Ausbau des Holzbaus im 6ffentlichen Bauen (Stadt
Potsdam, Land Brandenburg und Bund); Uberprii-
fung aller laufenden Planungen auf Holzbaufdhig-
keit und Kreislaufgerechtigkeit; Ausrichtung aller
zukiinftigen BaumafRnahmen auf den Holzbau

e Holzbau und klimaneutrale Errichtung als Vorgabe
in B-Planen und Vergabeverfahren der Stadt aufneh-
men; Konzeptverfahren mit Schwerpunkt Klimawan-
del

e Motivation privater Bauherr*innen zum Bauen in
Holz; Klimagerechtigkeit; Bauen in planetaren
Grenzen

e Holzbauquote sofort auf 50% erhdhen; Ziel der
Quote an Holzbau- / nachwachsenden Rohstoffen
und Kreislaufgerechtigkeit von 90% bis 2050

Handlungsebene Planung, Ausschreibung und Vergabe

e holzbaugerechte Planungskultur; holzbaugerechte
Ausschreibung; Vergabe und Uberwachung imple-
mentieren

e Planungsteams sollen von der Wettbewerbsphase
bis zur Ausfiihrungsphase zusammenarbeiten und
nicht durch Ausschreibungs- und Vergabeverfahren
voneinander getrennt werden, so lassen sich Bau-
werke qualitdts-, zeit-, und kostensicherer planen
und ausfiihren - dies gilt insbesondere fiir den
Holzbau, wo Architektur, Baukonstruktion und TGA
untrennbar miteinander verbunden und integral ge-
plant werden miissen

e integrale Planung aus Tragwerk, Konstruktion, TGA
und Architektur in kompetenten Planungsteams be-
vorzugen

e Baubeginn erst nach Abschluss der Planungen

Dokumentation

Vorschlag zur Definition von Holzbauten und Holzhyb-

ridbauten

Holzbauten im Sinne des Potsdamer Holzbau-Memoran-

dums sind Gebadude:

e dieinihrem Tragwerk, Rohbau und Raumab-
schluss und im Bereich der Dammstoffe jenseits
der Griindung jeweils mindestens zu 80% aus Holz
und nachwachsenden Rohstoffen oder Rezyklaten
errichtet werden

e diefiir ihr Tragwerk und die gesamte Gebdudehiil-
le — also die Kostengruppe 300 ohne Innenausbau
— klimaneutral in der Errichtung sind (Ergebnis der
LCA Phase A, CO2 < 0, Basis E-LCA, Okobaudat)

e dieinihrer Konstruktion einen effizienten Einsatz
von Holz beriicksichtigen (Skelett statt Massivholz)

e die moglichst diffusionsoffene, klimasteuernde
Bauweisen umsetzen, um den Einsatz von Liiftungs-
und Klimatechnik so gering wie moglich zu halten

e die sichtbare Konstruktionen bevorzugen und den
Einsatz von Gipsbekleidungen reduzieren

Holzhybridbauten kénnen eine kostengiinstige und
resiliente Alternative zu reinen Holzbauten darstellen,
insbesondere wenn hohe Anforderungen an die Flexibi-
litdt mehrstockiger Gebdude und an zukiinftige Umnut-
zungsmoglichkeiten gestellt werden. Die dann grof3en
Deckenspannweiten und die flexible Tragstruktur als
Skelettbau lassen sich als Holzhybridbau sinnvoll um-
setzen.
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Handlungsebene Brandschutz, Fachplaner*innen, Prii-

fer*innen und Bauaufsicht:

e Ermdglichung sichtbarer Konstruktionen in der GK
4 und 5, um auf kosten- und ressourcenintensive
Gipsbekleidungen verzichten zu kénnen und ein
robustes Bauen zu ermoglichen

e  kurzfristige Fortschreibung der Musterholzbau-
richtlinie in Richtung Holzsichtigkeit und robustes
Bauen

e Fiillen der Forschungsliicken/Brandschutztests

e Entwicklung von standardisierten Losungen fiir die
Holzbau-Initiative Potsdam (,Musterbrandschutz-
konzepte“) und Erstellung einer Liste von genehmi-
gungsfahigen Abweichungen

e Berufung eines ,Expertenkreises Brandschutz* im
Holzbau

Fachexpertise Holzbau

e Ausbau des Wissens von Architekt*innen und
Ingenieur*innen in den Planungsbiiros und der
Verwaltung durch ein Weiterbildungsprogramm der
Kammern in Kooperation mit der Verwaltung

e Prdqualifizierung von Biiros und Auswahl anhand
von Holzbaukompetenz in den Biiros und Planungs-
teams
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Holzbaukoordinator, Kompetenzzentrum Holzbau

e ein beim Biirgermeister angesiedelter Holzbau-
koordinator kann die Projekte der Stadt Potsdam,
aber auch privater Investor*innen koordinieren und
Hindernisse im Planungsprozess ausrdumen

e zentrale Aufgabe wiare die Koordination der geneh-
migenden Behorden und die Vorbereitung sowohl
von Systemzulassungen als auch von Abweichun-
gen sowie die Identifikation von Hindernissen im
Prozess der Umsetzung von Holzbauprojekten

e der Koordinator bildet ein virtuelles Kompetenz-
zentrum (Netzwerk) von Expert*innen aus Potsdam,
Brandenburg und dariiber hinaus, um die Realisie-
rung innovativer, 6kologisch optimaler und wirt-
schaftlicher Holzbauten zu ermdglichen — dieses
kann auch eine Liste an Expert*innen beinhalten,
die bei der konkreten Umsetzung von Bauvorhaben
beteiligt werden kdnnen

Reallabor Holz-Bau-Wende

e um die notwendige Geschwindigkeit zu erreichen,
sollte die Initiative als kollaboratives, transdiszi-
plindres Reallabor aufgesetzt und wissenschaftlich
begleitet werden

e eine Forderung durch das Bundesbauministerium,
z. B. im Rahmen des Programms Zukunft Bau, sollte
angestrebt werden

aufgezeichnet:
Prof. Eike Roswag-Klinge und Prof. Volker Schmid,
Thementisch Bautechnik

Themenfeld Verwaltung
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,Es ist unsere Aufgabe, Uberzeugungsarbeit zu leisten.”

Gemeinsam statt einsam: So ldsst sich die Atmospha-
re an dem Thementisch zusammenfassen, der sich

mit der Frage befasste, wie Holzbauprojekte aus Sicht
der Verwaltung kiinftig besser gelingen kénnen. Und
so lautet das nur scheinbar schlichte Fazit auf einen
Nenner gebracht: Nur zusammen mit allen am Holzbau
Beteiligten kann es uns gelingen, die Chancen, die uns
diese Bauart bietet, auch zu nutzen — indem Verwaltun-
gen ihr Informations- und Wissensmanagement rund um
das Thema ,,nachhaltig bauen mit/trotz Holz* kritisch
hinterfragen sowie professionalisieren und gemeinsam
pragmatische Wege zur Genehmigungsfahigkeit ge-
sucht werden.

Dazu sind verwaltungsintern, aber auch extern im iiber-
tragenen Sinne ,,Bretter zu bohren“ — doch hoffentlich
keine all zu dicken. Denn die Bauart kann sich trotz
aller aktuellen Rohstoffengpdsse mittel- und langfristig
betrachtet als Investition fiir alle Beteiligten auszahlen.
Dazu miissen sich 6ffentliche Bauherren, Verwaltung
und Industrie auf Augenhdhe begegnen und vor allem
ihr eigenes Handeln sowie die Grenzen rechtlicher Na-
tur transparenter machen.

So sicher wie innovativ

Es sind Vorurteile und regulatorische Hiirden abzu-
bauen, die den Holzbau in Deutschland bislang noch zu
sehr hemmen. Das sind Zulassungen, Genehmigungen
und Bewertungen, die sowohl die Sicherheit unserer
Bauwerke gewahrleisten als auch die Entwicklung neuer
Bauprodukte und -arten unterstiitzen.

Die Unsicherheiten seitens der Hersteller sind nach wie
vor grof3. Aber auch Genehmigungsbehdrden sowie der
organisatorische wie praventive Brandschutz haben
noch offene Fragen. Gemeinsame Lésungen und Antwor-
ten wie die Stoffpreisgleitklausel - einer vertraglichen
Vereinbarung im Falle schwer kalkulierbarer Einkaufs-
preise der Baustoffe und Materialien — kdnnte ein Forum
formulieren - ein Holzbau-Kompetenzzentrum, in dem
Fragen und Antworten schnell und unbiirokratisch ge-
stellt und gegeben werden wiirden.

Unsere Arbeitsgruppe empfiehlt der Holzbau-Initiative
Potsdam daher, im ndchsten Schritt Richtung Bauen
der Zukunft einen ,,Runden Tisch Nachhaltiges Bauen*
einzuberufen, der moglichst viele Akteur*innen einldadt
und einbezieht. Unter Beteiligung eines breiten Spekt-
rums — vom Forster bis zum groen Modulfabrikanten,
von der Handwerkskammer bis zur freien Innung, mit er-
fahrenen Architekt*innen und Ingenieur*innen, mit der
Unteren und Obersten Bauaufsicht und der Feuerwehr

— konnten an diesem Tisch auf Augenhdhe gemeinsame
Ziele, Leitlinien und andere Verabredungen verabschie-
det werden, die fiir alle gegenseitig bindend sind. Es
wiirden Wissen wie auch Verstandnis {iber und fiir die
technischen Anforderungen vermittelt werden, die Holz-
bauprodukte etwa hinsichtlich des Brandschutzes, der
Nachhaltigkeit oder zu erfiillender Richtwerte bei Raum-
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luftmessungen im Schulbau erfiillen miissen. Beziiglich
kiinftiger Ausschreibungen konnten zudem die Regeln
kommunaler Vergabekriterien sowie der rechtliche
Rahmen zum besseren gegenseitigen Verstandnis ver-
mittelt werden, Leistungsverzeichnisse wiirden so auf
der Auftrag gebenden Seite noch zielgenauer formuliert
werden. In Bebauungspldanen ware der Holzbau als
mogliche Bauart mit seinen entsprechenden Geschoss-
hohen schneller verankert und damit schneller reali-
sierbar — und plotzlich ware Flachenkonkurrenz positiv
besetzt: weil Holzbau als schlankere Bauweise hilft,
Flache zu sparen, und damit auch weniger Versiegelung
bedeutet.

Alle diese Faktoren erfordern jedoch eine noch friihere
und engere und im Ubrigen auch digitalere Zusammen-
arbeit zwischen den Fachplaner*innen und den Bau-
herr*innen.

Experten-Pool mit Leuchtturmcharakter

Die gesammelte Expertise iiber Holz, aber auch andere
nachhaltige Baustoffe wie Flachs, Hanf oder Bambus
sind ebenso zu erértern wie die Technik, die sie ver-
arbeiten kann und die dafiir weiterzuentwickeln ist. Es
geht auch darum, eine Kreislaufwirtschaft fiir Re- und
Upcycling nutzbar zu machen, die dennoch den stren-
gen Materialanforderungen beim 6ffentlichen Bauen
gerecht wird. Dariiber hinaus sollte der Erfahrungsaus-
tausch unter den Kommunen noch mehr geférdert wer-
den. Hier sind auch die Industrie- und Handelskammern
in ihrem eigenen Interesse gefragt.

In dmteriibergreifenden Koordinierungsrunden beim
Projektstart sollten von Anfang an die an der Genehmi-
gung beteiligten Behdrden sowie der etwaige Investor
vertreten sein. So konnen frithestmoglich alle bauauf-
sichtlichen und andere genehmigungsrechtlichen Fra-
gen gekldrt werden und zugleich der verwaltungsinterne
Reibungs- und damit Zeitverlust minimiert werden.
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Auf diese Weise kann ein Experten-Pool etabliert
werden, der Leuchtturmcharakter hatte und zugleich
dem Wissenstransfer dienen wiirde. Begleitend dazu
sind dringend Weiterbildung und Information in den
Kommunen zu all diesen Themen nétig, damit etwa bei
Konzeptvergaben der Holzbau, aber auch die Co2-Bi-
lanz beriicksichtigt werden. Geeignete Formate in enger
Kooperation mit den Kammern kénnen den Wissens-
transfer zwischen Herstellern, Aufsichtsbehdrden, Bau-
herr*innen und Architekt*innen fordern. Ein aktuelles
Thema sind aber auch Lieferengpdsse bedingt durch
Krisen und Kriege sowie ein von einzelnen Landern
getriebener, stetig steigender Holzpreis weltweit, ein-
hergehend mit einem stetig wachsenden Holzexport ins
Ausland und einem damit verbundenen Holzmangel auf
dem deutschen Markt.

Gemeinsam schneller zur Marktreife

Uber allem steht jedoch die Frage, wie der Marktzugang
und damit die Verwendung von Holz als Baustoff ver-
einfacht werden kénnen, damit die Produkte schneller
zur Marktreife gelangen und die gewiinschte Leistungs-
art liberhaupt als Angebot zur Verfiigung steht. Dazu
braucht es dringend ein einheitliches Genehmigungs-
verfahren fiir den Holzbau. So gilt die Musterholzbau-
richtlinie (MHolzBauRL) seit 2021 nur fiir Standard-
bauten. Sonderbauten wie etwa Schulen haben jedoch
hohere Anforderungen zu erfiillen, die hier vorgenom-
menen Eingriffe sind anders zu kompensieren.

Es ist eine hohe Hiirde fiir Holz verarbeitende Unterneh-
men, die bauaufsichtlichen Zulassungen und Bauarten-
genehmigungen fiir ihr jeweiliges Produkt zu erwirken.
Hierzu fehlt es auf behdordlicher Seite an Klarheit wie
Einheitlichkeit in den Zulassungs- und Genehmigungs-
verzeichnissen auf Bundes- und Landerebenen. Wir
schlagen dazu vor, die MHolzBauRL auf Sonderbauten
zu libertragen.

Die Industrie gilt es davon zu liberzeugen, dass es trotz
langer Genehmigungsverfahren fiir jeden einzelnen
Betrieb mittel- und langfristig gewinnbringend ist, ihre
Produkte und Bauarten zur Genehmigungsreife zu brin-
gen. Kommunale Vorhabentrager und Bauherr*innen
diirfen sie dabei nicht allein lassen. Sie haben hier nicht
nur zu iberzeugen, sondern auch zu unterstiitzen. Fiir
mehr Innovation in der Produktentwicklung, die nicht
langer eine EinbahnstraBe ist! Fiir noch mehr Nachhal-
tigkeit im Bauwesen! Fiir noch mehr ,,gemeinsam statt

einsam

Konkrete Handlungsempfehlungen:

Wissenstransfer

e Einrichtung eines Runden Tisches fiir ,Nachhaltiges
Bauen*, der den Austausch zwischen den unter-
schiedlichen Beteiligten fordert, neue Regelungen
beobachtet und bewertet sowie Veranderungsvor-
schlage formuliert

e Weiterbildung zum nachhaltigen Bauen fordern
sowie gemeinsames Wissen fiir Verwaltung und
weitere am Bau Beteiligte aufbauen

Grundstiicksvergabe

e Beriicksichtigung von Nachhaltigkeitskriterien bei
der Grundstiicksvergabe (wie beispielsweise im
Entwicklungsbereich Krampnitz) — so kénnen der
Holzbau und andere nachhaltige Bauweisen auch
bei Dritten forciert werden
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Vorbilder beim nachhaltigen Bauen nehmen

e Vorbild Kommunaler Immobilien Service (KIS): Der
KIS baut zukiinftig vorwiegend mit nachhaltigen
Baustoffen, u.a. mit Holz. Dieses gilt fiir den Neu-
bau sowie fiir Bestandssanierungen. Ab 10 Mio.
EUR Investitionssumme wird jedes Projekt des KIS
zertifiziert, z. B. nach den Richtlinien der Deutschen
Gesellschaft fiir nachhaltiges Bauen DGNB e.V. oder
der Nachhaltigkeitsklasse NH. Der Verwaltungscam-
pus (Neubau und Sanierung) wird zum Pilotprojekt
fiir den Holzbau. Die ,,Bauhaus der Erde* gGmbH
begleitet das Projekt.

e Vorbild ProPotsdam: Der Neubau von Wohnungen
und deren Sanierung sind wichtig fiir Potsdam.
Die ProPotsdam baut zukiinftig vorwiegend mit
nachhaltigen Baustoffen, u.a. mit Holz. Falls die
Rahmenbedingungen dieses nicht zulassen, stellt
es die ProPotsdam transparent dar, zudem werden
Vorschlage zur Verdnderung der Rahmenbedingun-
gen gemacht. Die ProPotsdam entwickelt gemein-
sam mit der Bauwirtschaft und der Bauaufsicht
Standards fiir die Aufstockung von Plattenbauten in
Holzbauweise, die in einer Typenbaugenehmigung
miinden kénnen.

Vom Land Brandenburg wird erwartet, dass die Férder-
bedingungen des sozialen Wohnungsbaus auch den
Holzbau und die Verwendung anderer nachhaltiger
Baustoffe ermoglicht, auch wenn dadurch Mehrkosten
entstehen.

aufgezeichnet:
Petra Rinnenburger und Erik Wolfram,
Thementisch Veraltung
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Holzbau vor Ort

Projektideen fiir Potsdam

1 Zentrales Depot, Neubau, 11.500 m?, Biiro, Ausstellungen,

Lager, Archiv, Holz- oder Holzhybridbauweise

2 Kita Haus Sonnenschein, Ersatzneubau, 2.600 m?,
Holz-oder Holzhybridbauweise

3  Feuerwehr Uetz-Paaren, Neubau Gerdtehaus, 450m2,
Holz-oder Holzhybridbauweise

4  Unterkunft fiir Gefliichtete, Umbau und Modulbau,
2.600m?, Holz-oder Holzhybridbauweise

5 Gesamtschule Krampnitz, 15.200m?,
noch in Projektentwicklung

6 Verwaltungscampus, Abriss und Neubau Haus 2,
14.500m?, Holz-oder Holzhybridbauweise

7  Grundschulheim Kirchsteigfeld, Erweiterungsneubau,
1.550m?, Holz-oder Holzhybridbauweise

8 Gymnasium und Turnhalle, Neubau, 12.480m?,
Holz-oder Holzhybridbauweise

9 Gesamtschule und Turnhalle Waldstadt Siid, Neubau,
15.520m?, Holz-oder Holzhybridbauweise

10 Forderschule und Turnhalle Waldstadt Siid, Neubau,

9.020m?, Holz-oder Holzhybridbauweise
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11

12

13

14

15

16

17

18

19
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Grundschule Heinrich-Mann-Allee/Nuthewinkel, Neubau
Schule, Turnhalle und Hort, 10.000m?,

Holz-oder Holzhybridbauweise

Voltaire-Gesamtschule, Neubau 2-Feld-Turnhalle/Mensa
und Sanierung, 5.000m2, Holz-oder Holzhybridbauweise
Theodor-Fontane-Oberschule, Erweiterung und Sanierung
Turnhalle, 750m?, Holz-oder Holzhybridbauweise
Gesamtschule Peter Joseph Lenné,

Neubau 2-Feld-Turnhalle, 3.800m?, Holzhybridbauweise
Montessori-Oberschule, Sanierung/Erweiterung Turnhalle
und Herstellung AuBBensportanlagen, 2.420m2,

Holz-oder Holzhybridbauweise

Kita Sandscholle, Neubau, 2.400m?,

Holz-oder Holzhybridbauweise

Hort Goetheschule, Umbau und Erweiterung,

1.000m? (Anbau), Holz-oder Holzhybridbauweise

Kita Heinrich-Mann-Allee / Kolonie Daheim, Neubau,
1.600m?, Holz-oder Holzhybridbauweise
Hauptfeuerwache HolzmarktstraBe, Erweiterung, 3.515m?2,
Biirogebdude mit Parkebenen, Holz-oder Holzhybridbau-

weise

von der KIS/LHP geplante Projekte

von der ProPotsdam geplante Projekte
von der KIS/LHP bereits realisierte Projekte

20

21

22

23

24

25
26

27

28

Wohnen fiir Gefliichtete Kossdtenweg, Wohnungsbau,
teilw. mit Gewerbefldchen, 4.430m?, Holzhybridbauweise
Wohnen fiir Gefliichtete Wieselkiez, Wohnungsbau,

teilw. mit Gewerbefldchen, 6.095m?, Holzmodulbauweise
Wohnen fiir Gefliichtete NewtonstraBBe, Wohnungsbau,
teilw. mit Gewerbefldchen, 8.240m?, Holzhybridbauweise
Wohnen fiir Gefliichtete Patrizierweg, Wohnungsbau,
teilw. mit Gewerbefldchen, ca. 4.270m?, Wohnen,

Biiro- und Gemeinschaftsraume, Holzhybridbauweise
Wohnungsneubau, teilw. mit Gewerbeflachen, 18.500m?,
Holzhybridbauweise

Ersatzneubau Terrassenhaus, Wohnungsbau, 8.275m?
Block V (6stl. Riegel), Wohnungsbau, teilw. mit
Gewerbefldchen, 3.500m?, Holzhybridbauweise
Wohnungsneubau, gefordert, teilw. mit Gewerbeflachen,
21.500m?, Holzhybridbauweise (bislang keine Festlegung)
Studentenwohnen und Gewerbe, ca. 12.700m2,
Wohnungsneubau mit tiberw. student. Wohnen, Kinder-
und Jugendfreizeiteinrichtung, Biiro- und Seminargebdu-
de, Kita und 1-Feld-Turnhalle

Anhang

29 Am Schlaatz, Wohnungsneubau, Aufstockungen,
Holzbauweise

30 Kita Baumschule, Riickbau der alten Kita und Neubau,
Holzrahmenbauweise

31 Kita Inselmduse, Neubau, Holzbauweise

Standort noch offen: Feuerwache West, Neubau Holz- oder

Hybridbauweise
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Schlanitzsee

Fahrlander See

Sacrower See.

Wubitz

Templiner See
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Memorandum und Dokumentation

Autorenschaft

Ricarda Budke ist seit Januar 2020 Mitglied des Landtags
Brandenburgs in der Fraktion Biindnis 9o / Die Griinen.
Sie ist unter anderem Sprecherin fiir Baupolitik und Kli-
mapolitik ihrer Fraktion und setzt sich in diesem Zusam-
menhang fiir nachhaltiges Bauen ein. Vor ihrer Tatigkeit
im Landtag studierte sie an der BTU Cottbus-Senftenberg
Stadt- und Regionalplanung.

Gregor Heilmann, Master of Arts in Regionalentwicklung
(Newcastle University, UK), war nach seinem Studium
als Berater im Bereich Kommunikations- und Techno-
logieforschung in Bonn sowie als Projektmanager bei
einer Energieagentur in Berlin tdtig. Seit 2014 arbeitet
er bei der ProPotsdam GmbH, wo er als Technikleiter der
unternehmenseigenen GEWOBA Wohnungsverwaltungs-
gesellschaft den Bereich des Facility Managements und
den Einkauf fiir den Wohnungsbestand von iiber 17.600
Wohnungen des kommunalen Unternehmens verant-
wortet. Zudem leitet Gregor Heilmann die strategische
Stabsstelle fiir Energie, Umwelt und Stadtteilentwick-
lung.

Sandra Jacob studierte Architektur an der Bauhaus-Uni-
versitdat Weimar und dem Politecnico di Milano (IT) und
war mehrere Jahre im Bereich der Denkmalpflege sowie
in der Realisierung von offentlichen Neubauvorhaben
tatig. Nach ihrer Funktion als Projektleiterin und Bau-
herrenvertreterin beim Kommunalen Immobilien Service
(KIS) war sie fiir die Entwicklung sozialer Infrastruktur-
projekte (Kitas und Schulen) bei der ProPotsdam GmbH
fiir den Entwicklungshereich Krampnitz verantwortlich.
Sandra Jacob wechselte in den Bereich Wohnungsneu-
bau, welchen sie seit Mai 2022 als Bereichsleiterin ver-
antwortet.

50

TOP 3.1

Philipp Koch war als wissenschaftlicher Mitarbeiter an
der TU Braunschweig tatig, bevor er als selbstdandiger Ar-
chitekt das Biiro Atelier PK Architekten in Berlin gefiihrt
und dort verschiedene mehrgeschossige Holzbauten
mit bis zu sieben Geschossen realisiert hat. Zudem ist
Philipp Koch Griindungsmitglied (2008) des IfuH - Ins-
tituts fiir urbanen Holzbau in Berlin. Seit 2020 gehort er
als Quality Manager Holzbau zum Team von Sauerbruch
Hutton.

Dr. Jorg Lippert, Dipl.-Ing. Stadt- und Regionalplanung,
studierte an der Bauhaus Universitdat Weimar, bevor er
zum Dr. rer. nat. an der Universitat Augsburg promovier-
te. Nach einer kurzen Tatigkeit als wissenschaftlicher
Mitarbeiter an der TU Chemnitz-Zwickau besetzte Dr.
Jorg Lippert leitende Positionen in unterschiedlichen
immobilienwirtschaftlichen Unternehmen. Seit 2014 ar-
beitet er als Technischer Referent beim BBU und ist seit
2016 auch Leiter des Fachbereiches Technik und Beson-
derer Vertreter des Vorstandes des BBU sowie Referent
flir Energie, Technik und Normung des GdW Bundesver-
band deutscher Wohnungs- und Immobilienunterneh-
men e.V. im Rahmen der Verbandekooperation. Er ist vor
allem betraut mit technischen Fragen der nachhaltigen
Bestandsbewirtschaftung, des Wohnungsneubaus und
der Modernisierung, energiewirtschaftlichen Themen
und der Interessenvertretung der Wohnungswirtschaft
im Normungs- und Gesetzgebungsverfahren des Bundes
und der Lander.

Peter Miinn, Dipl-Ing. (FH), studierte Maschinenbau und
Versorgungstechnik in Magdeburg und Berlin. Nach T&-
tigkeiten als Maschinenbauingenieur und Planer in der
Versorgungstechnik war er als Regionalleiter Berlin/
Brandenburg der Sparte Warmetechnik fiir ein Unter-
nehmen fiir Baustoffhandel tatig, bevor er 1993 die HTW
Haustechnik Wei3ensee GmbH in Berlin griindete. Nach
Verduf3erung des Unternehmens wurde Peter Miinn zum
Geschaftsfiihrer der B&O Gruppe, in der er u.a. das Pro-
jekt- und Servicegeschéft sowie die Leerwohnungsmo-
dernisierungin Berlin, Hamburg, Bremen, Niedersachen,
Schleswig-Holstein und Brandenburg aufbaute.

Hendrik Reichelt, Dipl.-Ing., studierte nach seiner Aus-
bildung zum Schreinergesellen Holzbau und Ausbau an
der FH Rosenheim sowie Holztechnik an der HS Rosen-
heim. Er war in verschiedenen Positionen fiir ein Werk-
stoffunternehmen in Osterreich und der Schweiz titig,
bevor er zu Kaufmann Bausystemen in Vorarlberg ge-
langte. Dort leitet er seit 2019 die Abteilung Forschung
& Entwicklung.

Petra Rinnenburger, Dipl.-Ing. Architektin, hat seit ihrem
Studium in Saarbriicken langjdhrige Erfahrung in Bun-
des- und Landesbehdrden sowie in der kommunalen
Verwaltung im Baubereich gesammelt. 2012 kam sie zur
Gebdudewirtschaft der Stadt Kéln. Seit 2014 hat Petra
Rinnenburger die Position der Geschaftsfiihrenden Be-
triebsleiterin inne, zudem ist sie seit 2018 Mitglied der
Geschaftsfiihrenden Betriebsleitung und Technische Be-
triebsleiterin.
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Prof. Eike Roswag-Klinge, Dipl.-Ing. Architekt BDA, ist
Griinderdes NaturalBuilding Lab und geschéftsfiihrender
Direktor des Instituts fiir Architektur der TU Berlin sowie
Mitinitiator von ZRS Architekten Ingenieuren. Mit seinen
Teams erforscht, plant und realisiert er in verschiedenen
Weltregionen ganzheitliche, klimaangepasste Naturbau-
ten, die weitestgehend auf Technik verzichten kdnnen.
Der Schwerpunt der aktuellen Forschung liegt in der Ent-
wicklung gesunder Low-Tech-Gebdude iiber feuchte- und
klimasteuernde Baustoffe wie Lehm und Holz sowie das
kreislaufgerechte Bauen. In verschiedenen Netzwerken
untersucht er die Transformation und Verdichtung urba-
ner Rdume, u.a. am Beispiel der Ressourcenregion Bran-
denburg-Berlin.

Prof. Amandus Samsge Sattler, Architekt BDA, ist Griin-
der des Architekturbiiros Allmann Sattler Wappner Ar-
chitekten und des ensgmble studio architektur. Neben
seiner Lehrtatigkeit in Architektur und Stadtebau an un-
terschiedlichen europdischen Hochschulen tragt er seit
2020 als Prasident der Deutschen Gesellschaft fiir Nach-
haltiges Bauen DGNB e.V. dazu bei, das Thema Nach-
haltigkeit in den Bereichen Baukultur und Okologie zu
verankern. Prof. Amandus Samsge Sattler ist zudem Mit-
glied im Vorstand des Férdervereins der Bundesstiftung
Baukultur sowie im Gestaltungsbeirat der Stadt Fried-
richshafen. Er ist international als Fachpreisrichter ge-
fragt und hat zahlreiche Publikationen veroffentlicht und
Vortrage gehalten.
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Prof. Volker Schmid studierte Bauingenieurwesen an
der TU Miinchen. Nach einer Tatigkeit im Briicken- und
Hochbau fiir ein Ingenieurbiiro war er wissenschaftlicher
Mitarbeiter am Institut fiir Konstruktion und Entwurf der
Universitat Stuttgart, wo er auch promovierte. Seit 2000
ist Prof. Volker Schmid als Tragwerksplaner und Projekt-
leiter fiir komplexe Hochbauten im Ingenieurbiiro Arup
(London und Berlin) tatig, zudem er leitet er seit 2007
den Fachbereich ,Entwerfen und Konstruieren — Ver-
bandsstrukturen“ am Institut fiir Bauingenieurwesen der
TU Berlin, wo er zu Hybriden Konstruktionen aus Holz,
Beton, Stahl und FVK mit Schwerpunkt Holzkonstruktio-
nen und ihrer Verbindungen forscht.

Erik Wolfram, Dipl.-Ing. Stadtplaner, studierte Stadt- und
Regionalplanung an der TU Berlin. Nach verschiedenen
Tatigkeiten als Stadtplaner u.a. im Stadtumbau absol-
vierte er ein Stdadtebauliches Referendariat bei der Be-
zirksregierung Diisseldorf. Seit 2006 ist Erik Wolfram
in verschiedenen Positionen bei der Landeshauptstadt
Potsdam tatig, seit 2014 als Bereichsleiter Stadtentwick-
lung. Er leitet seit 2021 den Fachbereich Stadtplanung
der Landeshauptstadt Potsdam.
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Michael Ziller, ist Architekt und Stadtplaner sowie
Schreiner. 1999 griindete er zillerplus Architekten und
Stadtplaner in Miinchen. Ein wesentlicher Schwerpunkt
der Beschaftigung des Architektenteams um Michael Zil-
ler liegt auf der Verkniipfung von Stadtebau mit aktuel-
len Anforderungen des Wohnens im Zusammenhang mit
vielfaltigen urbanen Nutzungen sowie auf nachhaltigen
Umsetzungen der Gebdude. Michael Ziller ist Mitglied
und ehrenamtlich engagiert u.a. im BDA Bund Deut-
scher, der BYAK Bayerischen Architektenkammer sowie
im DWB Deutschen Werkbund mit inhaltlichem Schwer-
punkt Nachhaltigkeit und ,,Standards im Wohnungs-
bau“. Erist vielfach angefragter Preisrichter, Berater und
Vortragender.

Teilnehmende am Holzbau-Labor

Expertenkreis

Apitz, Sebastian (Howoge Wohnungsbaugesellschaft, Berlin)

Bartelt, Wiebke (BUNDNIS 90/DIE GRUNEN, Potsdam)

Becker, Dirk (Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz, Potsdam)
Bohm, Thomas (Bohm Gruppe, Potsdam)

Budke, Ricarda (Landtagsfraktion Die Griinen, Senftenberg)

Deimel, Christoph (Deimel Oelschldger Architekten, Berlin)

Dreger, Ingo (Ingenieurbiiro Dreger, Potsdam)

Drescher, Angelika (Bauhaus der Erde, Berlin)

Fiederer, Stephanie (Lechner Group, Uehlfeld)

Fischer, Andreas (Rubner Holzbau, Augsburg)

Fischer, Gerit (Brandenburgischer Landesbetrieb fiir Liegenschaften und Bauen BLB, Potsdam)
Forster, Jan-Dirk (Oberste Bauaufsicht der Landeshauptstadt Potsdam)

Franke, Matthias (Landeshauptstadt Potsdam)

Glésser, Malte (Ministerium fiir Landwirtschaft, Umwelt und Klimaschutz, Potsdam)
Gornhardt, René (Fachagentur nachwachsende Rohstoffe, Giilzow-Priizen)
Gottfried, Stefan (SWISS Krono Group, Heiligengrabe)

Giinther, Dr. Anja (DIE LINKE, Potsdam)

Hanko, Jeannette (Kommunaler Immobilien Service (KIS), Potsdam)

Heuer, Pete (SPD, Potsdam)

Heilmann, Gregor (ProPotsdam)

Hipp, Natalie (Bundesstiftung Baukultur, Potsdam)

Hiils, Ansgar (Hiils Ingenieure, Blanken-felde-Mahlow)

Jacob, Sandra (ProPotsdam)

Jacob, Dr. Timo (S&P Sahlmann Planungsgesellschaft fiir Bauwesen, Potsdam)
Jahreis, Prof. Markus (Hochschule fiir nachhaltige Entwicklung Eberswalde)
Kober, Thorsten (bauart Konstruktions GmbH, Berlin)

Koch, Philipp (sauerbruch hutton architekten, Berlin)

Krawinkel, Ralf (Feuerwehr Potsdam)

Kiihnel, Roland (Renggli Deutschland, Berlin)

Lippert, Dr. Jorg (BBU Verband Berlin-Brandenburgischer Wohnungsunternehmen e.V., Berlin)
Misselwitz, Prof. Philipp (Bauhaus der Erde, Berlin)

Mo6nig, Julian (Natural Building Lab der TU Berlin)

Miinn, Peter (B&O Gruppe | B&O Bau und Gebdudetechnik, Berlin)

Nagel, Achim (PRIMUS developments, Hamburg)

Nerlich, Werner (S&P Sahlmann Planungsgesellschaft fiir Bauwesen, Potsdam)
Nicke, Bert (ProPotsdam)

Anhang
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Oberthiir, David (ProPotsdam)

Ohnesorge, Dr. Denny (Landesbeirat Holz Berlin-Brandenburg, Berlin)
Pischetsrieder, Elise (weber brunner architekten, Berlin)

Pludra, Matthias (Potsdamer Wohnungsgenossenschaft 1956)

Reichelt, Hendrik (Kaufmann Bausysteme, Reuthe/AT)

Richter, Bernd (Kommunaler Immobilien Service (KIS), Potsdam)

Rieger, Andreas (Brandenburgische Architektenkammer, Lilbben/Spreewald)
Rinnenburger, Petra (Gebdudewirtschaft der Stadt K6ln)

Rintsch, Thomas (Arche Naturhaus, Borkwalde)

Réder, Prof. Jorg (FH Potsdam)

Roeth, Frauke (DIE aNDERE, Potsdam)

Roswag-Klinge, Prof. Eike (ZRS Architekten Ingenieure / TU Berlin)

Runge, Petra (ProPotsdam)

Samsge Sattler, Prof. Amandus (Deutsche Gesellschaft fiir Nachhaltiges Bauen DGNB, Berlin)
Schépers, Michael (B&0 Gruppe | B&0 Bau und Gebdudetechnik, Berlin)
Scharabi, Susanne (Scharabi Architekten, Berlin)

Schiller, Michael (Baulicher Brandschutz der Landeshauptstadt Potsdam)
Schimmelpfennig, Andreas (CREE BUILDINGS, Bremen)

Schmid, Prof. Volker (Arup / TU Berlin)

Schmidt, Dr. Jorg (Institut fiir Materialforschung, Leipzig)

Schroder, Burkhardt (MAX Holzbau Unternehmensgruppe | Max-Haus, Marienwerder)
Schulz, Christian (Feuerwehr Potsdam)

Schwarz, Prof. Ulrich (Hochschule fiir nachhaltige Entwicklung Eberswalde)
Uetzmann, Jan (Mosaik Architekten, Hannover)

Westphal, J6rn-Michael (ProPotsdam)

Wilhelmsen, Tev (Mosaik Architekten, Hannover)

Wolfram, Erik (Fachbereichsleiter Stadtplanung der Landeshauptstadt Potsdam)
Ziller, Michael (zillerplus Architekten und Stadtplaner, Miinchen)
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Impressum

Veranstalterin
ProPotsdam GmbH
Pappelallee 4

14469 Potsdam
www.ProPotsdam.de

unter der Schirmherrschaft des

Oberbiirgermeisters der Landeshauptstadt Potsdam
Friedrich-Ebert-StraBBe 79/81

14469 Potsdam

www.potsdam.de

in Kooperation mit dem

Landesbeirat Holz Berln-Brandenburg e.V.
c/o HDH e.V.

Dorotheenstrafie 35

10117 Berlin

www.lbholzbb.de

Veranstaltungskoordination, Gestaltung und Redaktion
biiro luchterhandt & partner

Luchterhandt Senger Stadtplaner PartGmbB

Daniel Luchterhandt, Anna Kuhlmann, Katrin Sander
Shanghaiallee 6

20457 Hamburg

www.luchterhandt.de

Bildrechte folgen
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P—()T?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
&) | o
Landeshauptstadt
s 23/SVV/0300
offentlich
Betreff:

Falschparken Thalia

Einreicher: Fraktion Sozial.DIE LINKE.Potsdam Erstellungsdatum: 21.03.2023

Freigabedatum:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

03.05.2023 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlielien:

Der Oberbiurgermeister wird beauftragt, das Ordnungsamt anzuweisen, die Kontrolldichte wegen
Falschparkens in der Rudolf-Breitscheid-Str., im Bereich der Tramhaltestellen S-Bahnhof/Wattstralle,
zu erhéhen.

Eine Auswertung ist im lll/Quartal 2023 der Stadtverordnetenversammlung vorzulegen.

gez. Dr. Sigrid Miiller, Stefan Wollenberg
Fraktionsvorsitzende

Unterschrift Ergebnisse der Vorberﬁ]tunggn
auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:| Termin:
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Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

Die Antwort der Verwaltung auf die ,Kleine Anfrage” Parkverbote vor dem Thalia, 23/SVV/0129, zeigt, das
dem Problem, mit ca. 2 Knéllchen/Tag fiir die gesamte Rudolf-Breitscheid-Str., keine Abhilfe geschaffen wurde.
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Landeshauptstadt Potsdam Torsnan | Landeshauptstadt
Geschéftsbereich Potsdam

Ordnung, Sicherheit, Soziales und Gesundheit Der Oberblrgermeister
Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am: 03.05.2023

Titel des Antrages:

Falschparken Thalia

Drucksache Nr.:  23/SVV/0300 | TOP: 1016

Stellungnahme der Verwaltung

‘ 1. Rechtliche Einschatzung

Die Stadt Potsdam ist zur Uberwachung des ruhenden Verkehrs verpflichtet. Nicht nur an der hier
thematisierten Rudolf-Breitscheid-Stral3e ist zu konstatieren, dass es trotz intensiver Kontrollen zu einer
nennenswerten Anzahl an Verstdl3en gegen die Stralenverkehrsordnung kommt. Die Kontrolltatigkeiten
kodnnen bei der Analyse der Situation allerdings nicht isoliert stehen. Das bedeutet, dass auch regelméRig
verkehrsrechtliche bzw. -gestalterische MaRhahmen in die Prufung einzubeziehen sind. Zunehmende
Nutzungskonflikte durch die Neugestaltung des Verkehrsraums kdnnen nicht ausschlie3lich auf der Ebene
von Verkehrskontrollen gelést werden. Insofern wird empfohlen, den Beschlussvorschlag als Priifauftrag zu
formulieren, ganzheitlich verkehrsrechtliche Malinahmen in der Rudolf-Breitscheid-Stral3e zu prifen.

2. Bertuicksichtigung im Haushaltsplan

Um Falschparkern Einhalt zu gebieten und die innerértliche Verkehrssicherheit zu erhéhen, ist die Uberwachung und Kontrolle des
ruhenden Verkehrs ein wichtiges Steuerungselement. Deshalb wurden im Rahmen des Haushaltsplanungsprozesses 2023/2024
personelle Aufstockungen angemeldet, konnten aus gesamtstadtischer Sicht jedoch nicht realisiert werden. Bereits im Kontext der
Forderung nach Einfiihrung einer Fahrradstaffel wies die Stadtverwaltung darauf hin, dass perspektivisch die Einrichtung einer
neuen Arbeitsgruppe Verkehrsiiberwachung mehr Effizienzgewinn verspricht (23/SVV/0294) - nicht zuletzt aufgrund der Mdglichkeit
einer geringeren Eingruppierung der fiir die Uberwachung des ruhenden Verkehrs eingesetzten Mitarbeiter/-innen im Vergleich zu
regularen Bediensteten im AuRendienst des Ordnungsamtes. Diese Initiative des Fachbereichs Ordnung und Sicherheit verdeutlicht,
dass das Erfordernis gesehen wird, die Uberwachung des ruhenden und flieRenden Verkehrs weiter zu optimieren.

3. Zeitliche Umsetzbarkeit

Die ziffern 3 und 4 werden aus Griinden des Sachzusammenhangs gemeinsam beantwortet. Im Antrag wird die Anzahl an ,Knélichen“ in der
Rudolf-Breitscheid-Strae mit 2 pro Tag kritisiert wird. Die Berechnung, die der Antragsteller vorgenommen hat, ist allerdings nicht valide.
Ausgehend von der von der Stadtverwaltung mitgeteilten Anzahl an Verwarnungen im Jahr (23/SVV/0129) wird nun eine Anzahl pro Tag
serrechnet”. Diese Vorgehensweise ist nicht solide und &hnelt der von Experten intensiv kritisierten sog. Verbrechensuhr, in der aufgrund der
registrierten Straftaten (z.B. Wohnungseinbruch) ,berechnet” wird, mit welcher Wahrscheinlichkeit mit dem Eintreten dieses Delikts zu rechnen ist
im Sinne von: ,In Deutschland wird alle vier Minuten eingebrochen” (vgl. Berliner Morgenpost vom 11.05.2013). Wie bereits in der 0.a. Antwort auf
die Kleine Anfrage ausgefuhrt wurde, unterliegt die Rudolf-Breitscheid-Str. in der Gesamtbetrachtung einer angemessen Kontrolldichte, wobei
erganzend auszufiihren ist, dass in die dort genannten Kontrollen Prasenz und Kontrollen der Polizeiinspektion Potsdam noch gar nicht
einbezogen sind. Die Uberwachung des StraRenverkehrs ist keine exklusive Aufgabe der Stadtverwaltung. Der Einreicher lasst zudem auRer Acht,
dass nach Einschatzung des Ordnungsamtes keine erhohten Verkehrsverstof3e zu konstatieren sind und die Beschwerdelage mit 14 Meldungen
seit August 2022 in der Einsatzzentrale des Ordnungsamtes im Vergleich zu anderen Verkehrsknotenpunkten als eher gering zu bewerten ist.

4. Inhaltliche Einordnung

Die Verlagerung der Kontrollen, wie sie gefordert wird, geht zu Lasten anderer Kontrollen und kann zu nichtintendierten Effekten fiihren, z.B.
Reduzierung der Verkehrsuberwachung in Brennpunkten, aus der heraus sich eine eigene Beschwerdelage entwickeln kann. Das Einsatzmanagement
des Ordnungsamtes agiert auf der Grundlage vielféltiger Einflussfaktoren, zu der Hinweise durch Birger/-innen oder Gewerbetreibende beitragen.
Aufgabe des Ordnungsamtes ist es, die gesetzlichen Aufgaben in eine Balance mit den zur Verfigung stehenden Ressourcen zu bringen. Eine
Auswertung im 3. Quartal 2023 kann ohnehin nicht zu aussagekréaftigen Erkenntnissen fuhren. Bis dato liegen nur allgemeine Aussagen zur Préasenz
des Ordnungsdienstes in der Rudolf-Breitscheid-Str. sowie die Anzahl an Verwarnungen vor. Die Initiierung eines Auswerteprojekts fihrt zu einem
hohen Registrierungs- u. Erfassungsaufwand, zumal aktuell keine IT-Lésungen vorhanden sind, um diese Daten zu verarbeiten und zu analysieren.
Insofern miisste dies héndisch erfolgen. Gemessen an der o.a. Qualitat der Problemlage steht der Aufwand nicht im Verhéltnis zu einem etwaigen
Erkenntnisgewinn. Dadurch, dass diese Arbeit von den Mitarbeitenden zu leisten ist, reduziert sich deren Préasenz im Auf3endienst. Die Auswertung ist
mit der Erwartungshaltung verkniipft, wonach Kontrollen/Préasenz des Ordnungsamtes in direktem Zusammenhang mit den Verwarnungen stehen. Aus
derartigen bivariaten Zusammenhéangen sind jedoch keine Kausalaussagen moglich - insofern greift der Antrag auch hier ins Leere.

Datum/Unterschrift

Oberblirgermeister / Geschaftsbereichsleitende/r drucken | | Formular zurlicksetzen




TOP 3.3

P—()T?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
) |
Landeshauptstadt
Potsdam 23/SVV/0320
offentlich
Betreff:

Kurzzeitparkplatze fir Gewerbetreibende in der Potsdamer Innenstadt

Einreicher: Fraktion DIE LINKE Erstellungsdatum: 28.03.2023
Freigabedatum:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

03.05.2023 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlielien:

Auldendienst bei Kunden in der Innenstadt sicherzustellen.

Stadtverordnetenversammlung vorzustellen.

Gez. Dr. Hans-Jurgen Scharfenberg
Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE

gez.
Fraktionsvorsitzende/r

Unterschrift

Der Oberblrgermeister wird beauftragt, ein praxistaugliches Konzept fir Kurzzeitparkplatze fur
Gewerbetreibende in der Potsdamer Innenstadt erarbeiten zu lassen. Ziel ist die rechtskonforme
Abstellmdglichkeit fur Kraftfahrzeuge der Handwerker (Bauarbeiter, Klempner, Elektriker,
Schornsteinfeger, usw.) sowie fur Dienstleister medizinischer Dienste und anderer Berufstatiger im

Bei der Erarbeitung des Konzeptes sind die Handwerkskammer und Berufsverbande einzubeziehen.
Der Entwurf des Konzeptes ist bis September 2023 im Ausschuss fiir Ordnung und Sicherheit der

Ergebnisse der Vorberatungen

auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:| Termin:




TOP 3.3

Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begrindung:

Es ist ein seit Jahren andauernder Missstand, dass Handwerker und andere Dienstleister, die auch
meist unter Zeitdruck ihre Dienstleistungen flir die Bewohner unserer Stadt erbringen miissen, durch
fehlende rechtskonforme Stellplatze in der Innenstadt gendtigt sind, wahrend der Erbringung ihrer
unverzichtbaren Dienstleistungen, in Parkverboten oder auf zur Fahrzeugabstellung ungeeigneten
Platzen ihre KFZ abzustellen. Es kann diesen Berufstatigen nicht langer zugemutet werden,
Buligelder wahrend der Durchfiihrung ihrer Arbeit zahlen zu missen, weil die Stadt Potsdam ihre
Hausaufgaben nicht gemacht hat. Darum sind solche Regeln zu erarbeiten, die den
Arbeitserfordernissen der Dienstleister gerecht werden.



502.StnSVV 01.08.22

TOP 3.3

Landeshauptstadt Potsdam Torsoan | Landeshauptstadt
Geschaftsbereich Potsdam
Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Umwelt Der Oberbirgermeister
Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am: 03.05.2023

Titel des Antrages:

Kurzzeitparkplatze fir Gewerbetreibende in der Potsdamer Innenstadt

Drucksache Nr.:  23/SVV/0320 | TOP: 103

Stellungnahme der Verwaltung

1. Rechtliche Einschatzung
Die Prufung ist moglich.

2. Bertuicksichtigung im Haushaltsplan

Im Entwurf des Doppelhaushaltes 2023/24 sind fur die Umsetzung Mittel vorgesehen.

3. Zeitliche Umsetzbarkeit
Die Vorlage des Prifergebnisses ist frihestens im I. Quartal 2024 moglich.

4. Inhaltliche Einordnung

Das Anliegen wird bereits im Rahmen des Projektes autoarme Innenstadt bearbeitet.

Datum/Unterschrift

Oberblirgermeister / Geschaftsbereichsleitende/r drucken | | Formular zurlicksetzen



KistenmacherM
Stempel


TOP 3.4

P—()T?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

@ der
v Landeshauptstadt 23ISVVI0360

Potsdam

offentlich
Betreff:
Parkregelung fur besondere Berufsgruppen im Innenstadtbereich verbessern

Einreicher: Fraktion CDU Erstellungsdatum: 06.04.2023

Freigabedatum:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

03.05.2023 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlief3en:

Der Oberbirgermeister wird beauftragt zu prifen, ob und wie fur Beschaftigte aus der Pflege, der
Gastronomie oder dem Handwerk in der Innenstadt flr die Dauer ihrer Arbeitszeit die Parkregelung
gestaltet werden kann, um Suchverkehre und VerstéRe zu vermeiden. Dabei sollen verschiedene
Optionen wie beispielsweise Parkplatze, Parkhauser oder auch alternative Mobilitdtsangebote (z.B.
mobility hubs) untersucht werden die, guinstiges Parken ermdglichen.

Das Ergebnis der Prifung soll dem Ausschuss fur Klima, Umwelt und Mobilitat im dritten Quartal 2023
vorgelegt werden.

gez.
Fraktionsvorsitzende/r

Ergebnisse der Vorberatungen

Unterschrift auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:| Termin:




TOP 3.4

Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begrindung:

Die Beschaftigten in der Innenstadt, insbesondere aus den Bereichen der Pflege, Gastronomie oder
des Handwerks haben oft Schwierigkeiten, einen giinstigen und innenstadtnahen Parkplatz flr die
Dauer ihrer Arbeitszeit zu finden. Zudem ist es ihnen vielfach nicht méglich, aufgrund ihrer speziellen
Arbeitszeiten, den offentlichen Personen Nahverkehr zu nutzen. Dies fuhrt nicht nur zu einem
zeitlichen und finanziellen Mehraufwand, sondern auch zu Verkehrsbelastungen in Bereichen, die
entlastet werden sollen.

Das geplante Konzept ,Innenstadt-StraRenrdume neu denken!* wird die Situation fir die
Beschaftigten verscharfen. Eine Verbesserung der Parksituation wurde daher nicht nur zu einer
Erleichterung der taglichen Arbeit, sondern auch dazu beitragen, die Attraktivitat der

Innenstadt als Arbeitsort zu erhéhen.



TOP 3.5

P—()T?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
&) | o
Landeshauptstadt
s 23/SVV/0383
offentlich
Betreff:

Sauberkeit in Potsdam

Einreicher: Fraktion DIE LINKE Erstellungsdatum: 17.04.2023

Freigabedatum:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

03.05.2023 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlielien:

Der Oberblrgermeister wird aufgefordert, die Umsetzung des Beschlusses ,Sauberkeit in Potsdam®
(Drucksache 16/SVV/0493) zu evaluieren und Schlussfolgerungen fir das weitere stadtlibergreifende
Vorgehen zu ziehen.

Dazu ist der Stadtverordnetenversammlung im Dezember 2023 zu berichten.

gez. Dr. Hans-Jiirgen Scharfenberg
Fraktionsvorsitzender Fraktion DIE LINKE

Unterschrift

Ergebnisse der Vorberatungen
auf der Ruiickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:| Termin:




TOP 3.5

Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begrindung:

Das Thema Sauberkeit ist fir die Potsdamerinnen und Potsdamer von grof3er Bedeutung und immer

wieder auch Gegenstand von Kiritik.

Auf Grundlage eines SVV- Beschlusses von 2016 ist letztlich auf eine Kampagne verzichtet worden
und daflur ein Komplex von MalRnahmen in Angriff genommen worden, die mit einem
Kommunikationskonzept begleitet werden sollten.

Um diesen grundsatzlichen, stadtiibergreifenden Ansatz zu bewahren, sollten die Umsetzung des
Beschlusses aus heutiger Sicht bewertet und Schlussfolgerungen fur das weitere Vorgehen gezogen

werden.
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TOP 3.5

Landeshauptstadt Potsdam rorenam | Landeshaupistadt
Geschéftsbereich Potsdam
Bereich des Oberbirgermeisters Der Oberbirgermeister

Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am:

Titel des Antrages:

Sauberkeit in Potsdam

Drucksache Nr.: 23/SVV/0383 | TOP:  10.10

Stellungnahme der Verwaltung

1. Rechtliche Einschatzung
Es handelt sich um eine freiwillige Selbstverwaltungsaufgabe.

2. Bertuicksichtigung im Haushaltsplan

Nein

3. Zeitliche Umsetzbarkeit

Bis Dezember 2023 kann ein Bericht vorgelegt werden, indem die bisherigen MalRnahmen
evaluiert werden.

4. Inhaltliche Einordnung

Ziel der Sauberkeitskampagne ist es, fur "Sauberkeit unserer Stadt zu
werben" (16/SVV/0493). Dazu fanden in Potsdam bisher viele Einzelmalinahmen statt.
Eine Evaluation der bisherigen Malinahmen ist zu begrif3en.

Datum/Unterschrift
Oberblirgermeister / Geschaftsbereichsleitende/r drucken | | Formular zurlicksetzen




TOP 3.6

P—()T?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

@ der
v Landeshauptstadt 23ISVVI0387

Potsdam

offentlich

Betreff:
Prifauftrag - Darstellung und Priufung der voribergehenden Aussetzung der Anbietervertrage von E-
Scootern

Einreicher: Fraktion SPD Erstellungsdatum: 17.04.2023

Freigabedatum:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

03.05.2023 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlielien:

Der Oberburgermeister wird gebeten zu prifen und darzustellen, unter welchen Voraussetzungen, mit
welchen moglichen rechtlichen Konsequenzen und finanziellen Auswirkungen, die derzeit bestehenden
Vertrage mit den E-Scooter-Anbietern im Stadtgebiet von Potsdam bis zur Umsetzung des
Beschlusses ,E-Scooter in Potsdam - Regelung durch Mikromobilitdtssatzung® (21/SVV/0211)
vorubergehend ausgesetzt werden kdénnen.

gez.
Fraktionsvorsitzende Babette Reimers; Pete Heuer

Ergebnisse der Vorberatungen

Unterschrift auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:| Termin:




TOP 3.6

Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

Ziel des Antrags 21/SVV/0211 war es u.a. die Rad- u. Gehwege in Potsdam fir Menschen mit
Beeintrachtigungen oder Behinderungen, flir Kinder mit Laufrad oder Fahrrad, fir jugendliche und
erwachsene Radfahrerinnen und Radfahrer, eben fiir alle Nutzerinnen und Nutzer, und gerade zu
Abend- und Nachtzeiten, sicherer zu machen. Dies ist bisher nicht gelungen!

Andere Stadte in Deutschland und Europa tragen sich aus diesen und anderen, auch dem
Umweltschutz dienenden Grinden mit dem Gedanken, gewerbliche E-Scooter-Anbieter im
offentlichen Verkehrsraum zu verbieten.

Da eine objektive Lehre der Vergangenheit auch in der Erkenntnis bestehen muss, dass den
gewerblichen Anbietern von E-Scootern eigene finanzielle Interessen gegeniber allen der
Verkehrssicherheit und dem Umweltschutz dienenden MalRnahmen stets Ubergeordnet erscheinen
und die finanzielle Rendite in der Abwagung maoglicher Konfliktpotenziale im 6ffentlichen
Verkehrsraumhoher gewichtet wird, kann auf eine eigenmotivierte und vernunftorientierte Lésung
nicht mehr vertraut werden.

Der vorliegende Antrag ist bis zur Schaffung einer rechtssicheren Lésung notwendig.

Die Begrindung aus dem Antrag 21/SVV/0211 bleibt mit vorliegendem Antrag unberihrt, da die
Lebenswirklichkeit auf Potsdams Geh- und Radwegen und dariber hinaus, die noch immer die
gleichen benannten Tatbestande aufweist.

(»...Der Beschluss ,Regeln zur Nutzung von E n in Potsdam® (19/SVV/0997) sowie die geltenden
Richtlinien fur Elektrotretroller/E- in Potsdam vom 28.11.2019 werden nicht umgesetzt! E-Scooter
liegen oder stehen zu Tag- und Nachtzeiten auf Gehwegen, am Strallenrand, auf Kinderspielplatzen,
auf Radwegen, auf Parkplatzen vor Einkaufszentren, vor Grundschulen, weiterfihrenden Schulen,
Gymnasien, Kindergarten, auf Freizeitflachen, Krankenhausern, in stadtischen Waldern, auf
stadtischen Freiflachen und Wiesen —kurzum: E-Scooter stehen und liegen in einer Vielzahl im
Stadtgebiet herum. Hierdurch entsteht der Landeshauptstadt, neben dem
verkehrssicherungspflichtigem, auch ein &sthetischer Schaden flr unsere von vielen Touristen
besuchte Landeshauptstadt. Ohne konkret definierte und formulierte Vorgaben im Rahmen einer
Satzung wird auch das unsachgemafe, mitunter verkehrsgefahrdende, Abstellen der E-Scooter nach
deren Nutzung innerhalb des Stadtgebietes weiterhin zunehmen.”



TOP 3.7

P—()T?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
&) | o
Landeshauptstadt
s 23/SVV/0359
offentlich
Betreff:

Notfallbdnke in Parks und Griinanlagen

Einreicher: Fraktion CDU Erstellungsdatum: 06.04.2023

Freigabedatum:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

03.05.2023 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlief3en:

Der Oberburgermeister wird beauftragt, flr die Potsdamer Park- und Grinlagen, die Parks der Stiftung
Preuflische Schldsser und Garten sowie die Offentlich zuganglichen privaten Parks zusammen mit den
Eigentiimern und den Rettungsorganisationen zu prifen, wo sinnvollerweise Notfall- und Ruhebanke,
die besonders gekennzeichnet und registriert sind, einzurichten, um im Notfall gezielt als Anlaufpunkt
genutzt werden zu kénnen.

Den Ausschuissen fir Gesundheit, Soziales, Wohnen und Inklusion und Ordnung und Sicherheit ist bis
Dezember 2023 das Ergebnis vorzustellen.

gez.
Fraktionsvorsitzende/r

Ergebnisse der Vorberatungen

Unterschrift auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:| Termin:




TOP 3.7

Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begrindung:

Notrufe zu vereinfachen und Rettungswege zu optimieren sind ein wichtiges Anliegen vor allem in
unseren weitlaufigen Parks und nicht von Uberall freu zuganglichen Anlagen.

Notfallbanke und Ruhebanke werden mit einem Hinweisschild versehen sind, auf dem der Standort
eindeutig vermerkt ist. Bei einem Notruf von einer der markierten Banke wird deren individuelle
Nummer angegeben. Diese Nummern und ihre Standorte sind der Rettungsleitzentrale bekannt,
sodass Hilfe gezielt eingesetzt werrden kann. In anderen Stadten wie z.B. Hamburg hat sich dies
bewahrt.



TOP 3.8

P—()T?m Stadtverordnetenversammiung Antrag Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)
) |
Landeshauptstadt
Potsdam 23/SVV/0402
offentlich
Betreff:

Entlastung Rettungsdienst und Notaufnahmen

Einreicher: Fraktion Freie Demokraten Erstellungsdatum: 18.04.2023

Freigabedatum:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit

03.05.2023 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlielien:

Der Oberbirgermeister wird beauftragt zu prifen, wie die Rettungsdienste und die Notaufnahmen
entlastet werden koénnen und das Angebot der Arztlichen Bereitschaftspraxen im St. Josef
Krankenhaus und im Klinikum Ernst von Bergmann besser beworben werden kann, so dass im Laufe
des Jahres 2023 mdglichst jeder Potsdamer Haushalt von den Angeboten erfahrt.

Folgende Punkte sollen bei der Priifung einbezogen werden:

Rettungsdienste:
- Einsparpotential an RTW Einsatzen durch Verweis von Patienten mit leichteren Symptomen an
den Notdienst der Kassenarzte
- Madglichkeit der Anpassung sogenannter Codes flir z.B. kleinere Verletzungen bei denen bisher
automatisch ein RTW geschickt wird

Bereitschaftspraxen:
- Verbesserte Informationen und Auffindbarkeit auf potsdam.de zu beiden Bereitschaftspraxen
- Bewerbung in Bussen und Bahnen des ViP, sowie an Haltestellen

Das Ergebnis ist der Stadtverordnetenversammlung im Q4 2023 mitzuteilen.

gez. Sabine Becker/ Bjorn Teuteberg
Fraktionsvorsitzende

Ergebnisse der Vorberatungen

Unterschrift auf der Riickseite

Beschlussverfolgung gewiinscht: |:| Termin:




TOP 3.8

Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begrindung:

Rettungsdienste werden oft zu Bagatelleinsatzen gerufen und nicht nur zu Notfallrettungen oder
Brandeinsatzen. Beispiele anderer Stadte zeigen, dass die Rettungsdienste entlastet werden konnen.
In Berlin zeigt sich z.B. ein Einsparpotential von ca. 13.000 Einsatzen pro Jahr (ca. 5.000 aus Code-
Anpassungen und ca. 7.000-8.000 aus Verweis an den Notdienst der Kassenarzte - It. RBB Beitrag
vom 01.09.2022)

Dazu sind eine hohe Anzahl von Fallen in den Notaufnahmen keine Notfalle. Dies flihrt nach wie vor
zu regelmafligen Abmeldungen von Notaufnahmen. Die Alternative der Bereitschaftspraxen mit dem
Angebot in den Abendstunden und am Wochenende ist nicht gro3flachig bekannt, kann aber weiter
zur Entlastung der Notaufnahmen beitragen.

https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2022/09/berlin-ueberlasteter-rettungsdienst-innensenatorin-
spranger-reformen.html

https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2022/12/rettungsdienst-berlin-cdu-fdp-.html

Die Auffindbarkeit auf der Homepage der Stadtverwaltung zu beiden Bereitschaftspraxen ist bisher zu
versteckt, Offnungszeiten der Bereitschaftspraxis im St. Josefs sind nicht korrekt angegeben und die
Bereitschaftspraxis im Ernst von Bergmann fehlt vollstandig.


https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2022/09/berlin-ueberlasteter-rettungsdienst-innensenatorin-spranger-reformen.html
https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2022/09/berlin-ueberlasteter-rettungsdienst-innensenatorin-spranger-reformen.html
https://www.rbb24.de/politik/beitrag/2022/12/rettungsdienst-berlin-cdu-fdp-.html
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Landeshauptstadt Potsdam
Geschéftsbereich

Ordnung, Sicherheit, Soziales und Gesundheit

TOP 3.8

PO T::,: nam | Landeshauptstadt
\V/ Potsdam

Der Oberbiirgermeister

Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am: 03.05.2023
Titel des Antrages:

Entlastung Rettungsdienst und Notaufnahmen

Drucksache Nr.:  23/SVV/0402 | TOP: 101

Stellungnahme der Verwaltung

‘ 1. Rechtliche Einschatzung

Das Gesetz des Bundesministeriums fir Gesundheit zur Reform der Notfallversorgung liegt im Entwurf vor.
Dieses Gesetzt regelt und verbessert die im Antrag angefragten Punkte. Aktuell erfolgen zur
Gesetzesvorlage umfangreiche Zuarbeiten der beteiligten Verbénde.

Grundsatzlich ist der vorliegende Antrag zuléassig, der Zeitpunkt vor Novellierung des Gesetztes aber wenig

zielfihrend.

‘ 2. Bertuicksichtigung im Haushaltsplan

keine Auswirkungen

‘ 3. Zeitliche Umsetzbarkeit
entfallt / bzw. laufend

4. Inhaltliche Einordnung

Es besteht bereits die Vorgabe im Entwurf des Gesetzes zur Reform der Notfallversorgung die Integrierten Regionalleitstellen (IRLS) fur Rettungsdienst,
Feuerwehr und Katastrophenschutz mit den Terminservicestellen der KV (116117) zu vernetzen, dieses kann physisch - durch gemeinsame Leitstellen -
aber auch technisch geschehen. Es ist im Land Brandenburg bereits seit Jahren technisch umgesetzt.

Seit Jahren besteht weiterhin eine Arbeitsgruppe der Arztlichen Leitungen Rettungsdienst, der IRLS und der KV-Terminservicestelle, welche sich
regelmafig trifft und die "Diagnose-Codes" der jeweiligen Struktur zuordnet. In den IRLS wird nach einem strukturierten, standardisierten Abfragesystem
(NOAS) im gesamten Land Brandenburg und anderen Bundesléandern abgefragt, die KV bedient sich eines anderen bundesweiten Abfragesystems
(SmED). Diese Systeme wurden und werden, soweit moglich, harmonisiert, um den Patienten:in in die fir ihn/sie geeignete Struktur zu lenken.

In der letzten Zeit sind z.Bsp. Anderungen beim Schlaganfall, Brustschmerz und weitere vorgenommen worden, um die Einsatzfrequenz fir Notérzte
und Rettungsdienst zu senken. Das System befindet sich in der regelmafigen Evaluation.

Datum/Unterschrift
Oberburgermeister / Geschaftsbereichsleitende/r

drucken || Formular zuriicksetzen
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Landeshauptstadt

Potsdam

Betreff:
Sitzungskalender 2024 (Januar - Mai)

TOP 3.9

Drucksache Nr. (ggf. Nachtragsvermerk)

23/SVV/0381

offentlich

gez. Vorsitzender

Einreicher: Stadtverordneter Heuer als Vorsitzender der Erstellungsdatum: 17.04.2023
Stadtverordnetenversammlung Freigabedatum:

Beratungsfolge:

Datum der Sitzung Gremium Zustandigkeit
03.05.2023 Stadtverordnetenversammlung der Landeshauptstadt Potsdam Entscheidung
Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung moge beschlielien:

Sitzungskalender 2024  (Januar -  Mai  2024) als  Arbeitsgrundlage fur die

Stadtverordnetenversammlung, ihre Fraktionen und Ausschisse sowie flir weitere Gremien.

Unterschrift

Ergebnisse der Vorberatungen
auf der Ruiickseite

[]

Beschlussverfolgung gewiinscht:

Termin:




TOP 3.9

Demografische Auswirkungen: |

Klimatische Auswirkungen: |

Finanzielle Auswirkungen? []1 Ja [ ] Nein

(Ausfuhrliche Darstellung der finanziellen Auswirkungen, wie z. B. Gesamtkosten, Eigenanteil, Leistungen Dritter (ohne 6&ffentl.
Forderung), beantragte/bewilligte offentl. Forderung, Folgekosten, Veranschlagung usw.)

ggf. Folgeblatter beifligen

Begriindung:

Der vorliegende Sitzungskalender dient als Arbeitsgrundlage fir die Stadtverordnetenversammiung,
ihre Ausschusse und Fraktionen bis zur Kommunalwahl 2024.

Die Planung der Sitzungstermine beruht auf den Erfahrungen der letzten Jahre und der Annahme,
dass die Kommunalwahl 2024 am 09.06.2024 stattfinden konnte. Unter Berlcksichtigung der Feier-
und Ferientage verschiebt sich die Sitzung der Stadtverordnetenversammlung im April und im Mai
und bietet damit die Mdglichkeit notwendige Beschllisse noch vor der Kommunalwahl zu fassen.
Dadurch mussen allerdings die Osterferien fur die Sitzungsvorbereitung in Anspruch genommen
werden.

Anderungen der vorgeschlagenen Termine sind unter Beriicksichtigung der Ladungsfrist und
der Sicherung des Teilnahmerechts der Ausschussmitglieder moglich, allerdings unter der
MaBgabe, dass Uberweisungen aus der Stadtverordnetenversammlung in den
niachstfolgenden Ausschusssitzungen beraten werden kénnen. Anderungen sind in den
Gremien zu beantragen, die davon betroffen sind.

Die frihzeitige Beratung und Beschlussfassung soll die Planung und Vorbereitung, insbesondere
umfangreicher Beschlussvorlagen ebenso erleichtern wie die Abarbeitung der Vielzahl noch offener
Drucksachen.

Die Planung fur Juni — Dezember 2024 beschliel3t die neu gewahlte Stadtverordnetenversammlung in
ihrer konstituierenden Sitzung, die gemal § 34 Abs. 1 BbgKVerf spatestens am 30. Tag nach ihrer
Wahl stattfindet.



Sitzungskalender 2024 - 1. Halbjahr

Mo | 1 |Weihnachtsferien Do| 1 |KA Fr 1 Mo | 1 |Ostermontag Mi 1 |Tag der Arbeit Sa| 1
Di 2 |23.12.23-05.01.24 Fr | 2 Sa| 2 Di 2 Do | 2 So| 2
Mi 3 Sa| 3 So| 3 Mi 3 Fr | 3 Mo | 3
Do | 4 So| 4 Mo | 4 |FS Do | 4 Sa 4 Di 4
Fr| 5 Mo | 5 |Winterferien Di 5 |[AR Fr 5 So| 5 Mi 5
Sa| 6 Di 6 [05.02. - 09.02. Mi 6 [StvVv Sa| 6 Mo | 6 |FS Do| 6
So | 7 Mi 7 Do| 7 So | 7 Di 7 |SBWL Fr 7
Mo | 8 |FS Do | 8 Fr 8 Mo | 8 |FS Mi 8 [HA Sa| 8
Di 9 |Anschl., Pras., PTD Fr 9 Sa| 9 Di 9 |SBWL Do | 9 |[Christi Himmelfahrt So | 9 [Kommunalwahl
Mi | 10 |FA Sa | 10 So [ 10 Mi | 10 [StvV Fr | 10 Mo | 10
Do | 11 So | 11 Mo | 11 |FS Do | 11 Sa | 11 Di | 11
Fr | 12 Mo | 12 |FS Di | 12 [0S, SBWL Fr | 12 So [ 12 Mi | 12
Sa | 13 Di | 13 |PTD, SBWL Mi | 13 |HA Sa | 13 Mo | 13 |FS Do | 13
So | 14 Mi | 14 |HA Do | 14 |RPA, JHA So | 14 Di | 14 [AR Fr | 14
Mo | 15 |FS Do | 15 |JHA, KUM Fr | 15 Mo | 15 |FS Mi | 15 |STVV Sa | 15
Di | 16 [SBWL, B/Sp Fr | 16 Sa [ 16 Di | 16 |OS, B/Sp Do | 16 So | 16
Mi | 17 |HA Sa | 17 So | 17 Mi | 17 [FA Fr | 17 Mo | 17
Do | 18 |RPA, JHA, KUM So | 18 Mo | 18 |FS Do | 18 |JHA Sa | 18 Di | 18
Fr | 19 Mo | 19 |FS Di | 19 [GSWI, B/Sp, PTD Fr | 19 So | 19 |Pfingstsonntag Mi | 19
Sa| 20 Di | 20 g/r‘sssh"‘ Pras., GSWL | vy | 20 |Fa Sa | 20 Mo | 20 |Pfingstmontag Do | 20
So | 21 Mi | 21 |FA Do | 21 |[KA, KUM So | 21 Di | 21 Fr | 21
Mo | 22 |FS Do | 22 Fr | 22 Mo | 22 |FS Mi | 22 Sa | 22
Di | 23 |AR Fr | 23 Sa | 23 Di | 23 |GSWI, SBWL Do | 23 So | 23
Mi | 24 |StvV Sa | 24 So | 24 Mi | 24 |HA Fr | 24 Mo | 24
Do | 25 So | 25 Mo | 25 |Osterferien Do | 25 |RPA, KUM, KA Sa | 25 Di | 25
Fr | 26 Mo | 26 |FS Di | 26 IS 05'..04' Fr | 26 So | 26 Mi | 26
Anschl., Pras.

Sa | 27 Di | 27 [SBWL Mi | 27 |HA Sa | 27 Mo | 27 Do | 27
So | 28 Mi | 28 |HA Do | 28 So | 28 Di | 28 Fr | 28
Mo | 29 |FS Do | 29 Fr | 29 |Karfreitag Mo | 29 |FS Mi | 29 [HA Sa | 29
Di | 30 [OS, SBWL Sa | 30 Di | 30 |Anschl., Pras., PTD Do | 30 [JHA So | 30
Mi | 31 So | 31 |Ostersonntag Fr | 31




Sitzungskalender 2024 - 2. Halbjahr
Juli August September Oktober November Dezember

Mo | 1 Do 1 So 1 Di 1 Fr 1 So 1

Di 2 Fr 2 Mo | 2 Mi 2 Sa 2 Mo | 2

Mi S8 Sa| 3 Di 3 Do | 3 |Tag der Dt. Einheit So| 3 Di 3

Do | 4 So| 4 Mi| 4 Fr| 4 Mo | 4 Mi | 4

Fr | 5 Mo | 5 Do| 5 Sa| 5 Di 5 Do| 5

Sa| 6 Di 6 Fr 6 So| 6 Mi 6 Fr 6

So | 7 Mi 7 Sa| 7 Mo | 7 Do| 7 Sa| 7

Mo | 8 Do | 8 So| 8 Di 8 Fr 8 So | 8

Di 9 Fr 9 Mo | 9 Mi 9 Sa| 9 Mo | 9

Mi | 10 Sa | 10 Di | 10 Do | 10 So | 10 Di | 10

Do | 11 So | 11 Mi | 11 Fr | 11 Mo | 11 Mi | 11

Fr | 12 Mo | 12 Do | 12 Sa | 12 Di | 12 Do | 12

Sa | 13 Di | 13 Fr | 13 So | 13 Mi | 13 Fr | 13

So | 14 Mi | 14 Sa | 14 Mo | 14 Do | 14 Sa | 14

Mo | 15 Do | 15 So | 15 Di | 15 Fr | 15 So | 15

Di | 16 Fr | 16 Mo | 16 Mi | 16 Sa | 16 Mo | 16

Mi | 17 Sa | 17 Di | 17 Do | 17 So | 17 Di | 17

Do | 18 [Sommerferien So | 18 Mi | 18 Fr | 18 Mo | 18 Mi | 18

Fr | 19 (18.07.- 31.08. Mo | 19 Do | 19 Sa | 19 Di | 19 Do | 19

Sa | 20 Di | 20 Fr | 20 So | 20 Mi | 20 Fr | 20

So | 21 Mi | 21 Sa | 21 Mo | 21 |Herbstferien Do | 21 Sa | 21

Mo | 22 Do | 22 So | 22 Di | 22 |21.10.-02.11. Fr | 22 So | 22

Di | 23 Fr | 23 Mo | 23 Mi | 23 Sa | 23 Mo | 23 |Weihnachtsferien
Mi | 24 Sa | 24 Di | 24 Do | 24 So | 24 Di | 24 [23.12.-31.12.
Do | 25 So | 25 Mi | 25 Fr | 25 Mo | 25 Mi | 25 (1. Weihnachtsfeiertag
Fr | 26 Mo | 26 Do | 26 Sa | 26 Di | 26 Do | 26 |2. Weihnachtsfeiertag
Sa | 27 Di | 27 Fr | 27 So | 27 Mi | 27 Fr | 27

So | 28 Mi | 28 Sa | 28 Mo | 28 Do | 28 Sa | 28

Mo | 29 Do | 29 So | 29 Di | 29 Fr | 29 So | 29

Di | 30 Fr | 30 Mo | 30 Mi | 30 Sa | 30 Mo | 30

Mi | 31 Sa | 31 Do | 31 |Reformationstag Di | 31




Legende Beginn
Anschl. Antragsschluss Di., 13:00 Uhr
Pras. Prasidiumssitzung Di., 16:00 Uhr
FS Fraktionssitzung Mo.

AR Altestenrat Di., 18:00 Uhr
Stvv Sitzung der Stadtverordnetenversammlung Mi., 15:00 Uhr
HA Hauptausschuss Mi., 17:00 Uhr
RPA Rechnungsprufungsausschuss Do.,18:00 Uhr
FA Ausschuss flur Finanzen Mi., 18:00 Uhr
WA KIS Werksausschuss Kommunaler Immobilien Service Fr., 15:00 Uhr
B/Sp Ausschuss fiir Bildung und Sport Di., 17:30 Uhr
KA Ausschuss fur Kultur Do., 17:30 Uhr
JHA Jugendhilfeausschuss Do., 16:30 Uhr
GSWiI Ausschuss flr Gesundheit, Soziales, Wohnen und Inklusion Di., 18:00 Uhr
(OS] Ausschuss fur Ordnung und Sicherheit Di., 18:00 Uhr
KUM Ausschuss fur Klima, Umwelt und Mobilitat Do.,18:00 Uhr
SBWL Ausschuss fiir Stadtentwicklung, Bauen, Wirtschaft und Entwicklung des landlichen Raumes Di., 18:00 Uhr
PTD Ausschuss fiir Partizipation, Transparenz und Digitalisierung Di., 18:00 Uhr

OBR

Ortsbeirat
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	Ö Top 3.1 23/SVV/0030
	Ö Top 3.1 23/SVV/0030 Anlage 01 'Holzbau-Initiative_Finanzielle Auswirkungen_Pflichtanlage'
	Ö Top 3.1 23/SVV/0030 Anlage 02 'Anlage 220920_4154_Holzbau Potsdam_Memorandum'
	Ö Top 3.2 23/SVV/0300
	Begründung:
	Die Antwort der Verwaltung auf die „Kleine Anfrage“ Parkverbote vor dem Thalia, 23/SVV/0129, zeigt, das dem Problem, mit ca. 2 Knöllchen/Tag für die gesamte Rudolf-Breitscheid-Str., keine Abhilfe geschaffen wurde.

	Ö Top 3.2 23/SVV/0300 Anlage 01 'Stellungnahme der Verwaltung'
	Ö Top 3.3 23/SVV/0320
	Ö Top 3.3 23/SVV/0320 Anlage 01 'Stellungnahme der Verwaltung'
	Ö Top 3.4 23/SVV/0360
	Ö Top 3.5 23/SVV/0383
	Ö Top 3.5 23/SVV/0383 Anlage 01 'Stellungnahme der Verwaltung'
	Ö Top 3.6 23/SVV/0387
	Ö Top 3.7 23/SVV/0359
	Ö Top 3.8 23/SVV/0402
	Ö Top 3.8 23/SVV/0402 Anlage 01 'Stellungnahme der Verwaltung'
	Ö Top 3.9 23/SVV/0381
	Ö Top 3.9 23/SVV/0381 Anlage 01 'ENTWURF - Sitzungskalender 2024'
	Ö Top 3.9 23/SVV/0381 Anlage 02 'ENTWURF - Legende 2024'

	DatumUnterschrift: 
	frm_SitzungSVV: 03.05.2023
	Dropdown1: [Ordnung, Sicherheit, Soziales und Gesundheit]
	frm_Titel: Falschparken Thalia
	frm_DrucksacheNr: 23/SVV/0300
	frm_TOP: 10.16
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Grundsätzlich ist der vorliegende Antrag zulässig, der Zeitpunkt vor Novellierung des Gesetztes aber wenig zielführend.
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	frm_Inhaltliche EinordnungCC3: Es besteht bereits die Vorgabe im Entwurf des Gesetzes zur Reform der Notfallversorgung die Integrierten Regionalleitstellen (IRLS) für Rettungsdienst, Feuerwehr und Katastrophenschutz mit den Terminservicestellen der KV (116117) zu vernetzen, dieses kann physisch - durch gemeinsame Leitstellen - aber auch technisch geschehen. Es ist im Land Brandenburg bereits seit Jahren technisch umgesetzt.

Seit Jahren besteht weiterhin eine Arbeitsgruppe der Ärztlichen Leitungen Rettungsdienst, der IRLS und der KV-Terminservicestelle, welche sich regelmäßig trifft und die "Diagnose-Codes" der jeweiligen Struktur zuordnet. In den IRLS wird nach einem strukturierten, standardisierten Abfragesystem (NOAS) im gesamten Land Brandenburg und anderen Bundesländern abgefragt, die KV bedient sich eines anderen bundesweiten Abfragesystems (SmED). Diese Systeme wurden und werden, soweit möglich, harmonisiert, um den Patienten:in in die für ihn/sie geeignete Struktur zu lenken.

In der letzten Zeit sind z.Bsp. Änderungen beim Schlaganfall, Brustschmerz und weitere vorgenommen worden, um die Einsatzfrequenz  für Notärzte und Rettungsdienst zu senken. Das System befindet sich in der regelmäßigen Evaluation.
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